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Werner Eichhorst* und Ulf Rinne**
Drohender Abschwung in 
Zeiten der Digitalisierung: 
Brauchen wir jetzt 
»Kurzarbeit 4.0«?
Die Erinnerung verblasst schnell, aber konjunkturelle 
Krisen – auch von längerer Dauer – treten vergleichs-
weise häufig auf. So gab es in der Geschichte der 
Bundesrepublik nach allgemeinem Verständnis bis- 
lang insgesamt sechs größere Rezessionen (in den 
Jahren 1966–1967, 1973–1975, 1980–1982, 1991–1994, 
2001–2003 und 2008–2009). Auch aktuell trüben sich 
die Konjunkturaussichten wieder ein. Der Brexit und 
sich möglicherweise noch verschärfende internatio-
nale Handelskonflikte stellen zusätzliche Risiken dar, 
die insbesondere exportstarke Branchen, etwa das 
verarbeitende Gewerbe, treffen könnten.

Auch wenn die Lage auf dem deutschen Arbeits-
markt momentan noch vergleichsweise komforta-
bel erscheint und sich dort die Vorzeichen einer Krise  
nur bei genauem Hinsehen erkennen lassen, wer-
den die Rufe nach staatlichen Investitionen, Inter-
ventionen und neuen Instrumenten lauter, zumal 
die Rücklagen der Bundesagentur für Arbeit nach 
einer vergleichsweise langen Phase des wirtschaft-
lichen Aufschwungs gut gefüllt sind. Dies weckt 
Begehrlichkeiten.

Gleichzeitig ergeben sich aus der Digitalisierung 
und dem fortschreitenden Strukturwandel neue 
arbeitsmarktpolitische Herausforderungen, die mög-
licherweise auch neue Antworten erfordern. Bei vie-

Konjunkturelle Eintrübung und 
sinkende Produktion in der Industrie: 
Was können Unternehmen und Politik 
tun?

Die Perspektiven für die Wirtschaft trüben sich weiter ein. Der Abschwung setzt sich fort. 
Nicht nur in der Industrie werden die Sorgen größer, die Abwärtstendenz erfasst zuneh-
mend auch die anderen Wirtschaftszweige. Immer mehr Ökonomen warnen vor einer 
Rezession in Deutschland. Wie sollten Unternehmen und Politik auf die konjunkturelle 
Eintrübung reagieren? Könnte Kurzarbeit eine Lösung sein?

len Menschen ist jedenfalls eine Verunsicherung fest-
zustellen (vgl. BMAS 2019), die durch Schreckens-
szenarien in der medialen Öffentlichkeit, wonach fast 
die Hälfte der Beschäftigung in Deutschland durch 
Automatisierung gefährdet sein könnte, weiter be -
feuert wird. 

PLÄNE DES ARBEITSMINISTERIUMS: 
VERKNÜPFUNG VON ZWEI HANDLUNGSFELDERN 
ALS »KUNSTGRIFF«

In dieser Gemengelage wurden neue Pläne des 
Arbeitsministeriums – zumindest in ihren groben 
Zügen – bekannt. Mit dem »Arbeit-von-morgen-Ge-
setz« möchte Minister Heil augenscheinlich zwei 
Handlungsfelder und Herausforderungen miteinan-
der verknüpfen: Erstens sollen die möglichen nega-
tiven Folgen des fortschreitenden Strukturwandels 
durch geeignete Instrumente, insbesondere durch 
Weiterbildung und Qualifizierung, abgefedert wer-
den; zweitens sollen konjunkturelle Risiken für den 
Arbeitsmarkt, insbesondere durch eine Weiterent-
wicklung des etablierten Instruments der Kurzarbeit, 
besser abgesichert werden. 

Die Kombination dieser beiden Handlungsfelder – 
konjunktureller Einbruch und struktureller Wandel  – 
darf durchaus als »Kunstgriff« verstanden werden. 
Denn es handelt sich um zwei Entwicklungen, die zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt zwar zeitlich zusammen-
fallen könnten, aber unterschiedliche arbeitsmarkt-
politische Antworten erfordern. Wenn sich Unterneh-
men einer kurzfristigen Nachfrageschwäche ausge-
setzt sehen, kann es in der Tat ökonomisch sinnvoll 
sein, sie mit Instrumenten wie etwa Kurzarbeit zu 
unterstützen, um ihre Belegschaft auch in dieser 
Phase im Betrieb halten zu können. Entlassungen 
wären in einer solchen Situation nicht nur betriebs-
wirtschaftlich, sondern auch gesamtwirtschaftlich 
eher kostspielig: Denn sobald sich die Konjunktur 
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Universität Bremen.
** Dr. Ulf Rinne ist Head of Scientific Management und Senior  
Research Associate am Institut zur Zukunft der Arbeit (IZA) in Bonn.
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wieder erholt, befinden sich die eingearbeiteten und 
quali fizierten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ja weiterhin in produktiven Arbeitsverhältnissen, so 
dass eine wachsende Nachfrage nach Gütern und 
Dienstleistungen ohne Verzögerung durch die Suche 
nach Fachkräften befriedigt werden kann. Dies ge- 
lang in Deutschland im Zuge der wirtschaftlichen 
Erholung im Jahr 2009 besonders gut. 

Ganz anders ist die Situation bei längerfristi-
gen strukturellen Problemen zu beurteilen. Erweist 
sich die Geschäftsidee eines Unternehmens oder 
sogar einer ganzen Branche als nicht mehr tragfä-
hig, ist es nicht ratsam, diese Betriebe längerfristig 
zu Lasten der Allgemeinheit zu unterstützen. Denn 
die kon servierende Wirkung bestimmter Instrumente 
wie etwa Kurzarbeit auf die Beschäftigungsstruktur 
hemmt den unvermeidbaren Strukturwandel – vor 
allem, wenn sie über einen längeren Zeitraum ein- 
gesetzt werden (vgl. Eichhorst und Marx 2009).  
Sobald also eher strukturelle als konjunkturelle Fak-
toren für die Krise eines Unternehmens verantwort- 
lich sind, sollte die schnelle Vermittlung – gegebenen-
falls ergänzt um den Einsatz bedarfsgerechter Qua-
lifizierung – Vorrang gegenüber der künstlichen Auf-
rechterhaltung nicht mehr zukunftsfähiger Arbeits-
plätze haben.

Allerdings ist es gar nicht so einfach, eine kon-
junkturelle Durststrecke von tiefergehenden struk-
turellen Problemen am aktuellen Rand zu unter-
scheiden. In manchen Branchen, wie etwa in der 
Automobilindustrie, treten beide Herausforderun-
gen tatsächlich derzeit offenbar gleichzeitig auf. Die 
Politik sollte dennoch im Sinne einer nachhaltigen 
Ar  beitsmarktpolitik auch in dieser Situation der Ver-
führung widerstehen, mit Hilfe einer unangemesse- 
nen Ausweitung von Kurzarbeit betroffenen Un -
ternehmen und ihren Beschäftigten zu signalisie-
ren, dass auf mittlere Sicht notwendige betriebliche 
Anpassungen und Arbeitsplatzwechsel vermeidbar 
seien.

KURZARBEIT HAT SICH ZULETZT IN DER FINANZ- 
UND WIRTSCHAFTSKRISE BEWÄHRT

Dass sich die Politik in der gegenwärtigen Situa-
tion an das Instrument der Kurzarbeit erinnert, ist 
jedoch naheliegend. Schließlich wird Kurzarbeit 
eine wichtige Rolle bei der erfolgreichen Bewäl- 
tigung der Finanz- und Wirtschaftskrise zugeschrie- 
ben (vgl. Brenke et al. 2013; Möller 2010). Das Instru- 
ment stellte damals eine geeignete Antwort auf die 
vorüber gehende, durch den Einbruch der Finanz-
märkte ausgelöste Schwäche – in Deutschland vor  
allem der Auslandsnachfrage – dar. Auf dem Höhe-
punkt der Krise machten zur Jahresmitte 2009 bis 
zu 1,5 Mio. Beschäftigte davon Gebrauch, insbe-
son dere im Ver arbeitenden Gewerbe, was etwa 
350 000 bis 400 000 Vollzeitäquivalenten entsprach  
(vgl. Möller 2010; Boeri und Brücker 2011). Kurz-

arbeit wurde auch zuvor schon zur Krisen- 
bewältigung eingesetzt – auch bei strukturellen Her-
ausforderungen, etwa um die unmittel baren Fol-
gen der Wiedervereinigung in Ostdeutschland so- 
zial abzufedern. 

Aus Sicht der Beschäftigten halten sich die Ein-
kommensverluste, die durch Kurzarbeit entstehen, 
in Grenzen. Während die geleistete Arbeitszeit wie 
üblich entlohnt wird, werden die Einbußen durch 
Arbeitsausfälle zu einem Teil von der Bundesagen-
tur für Arbeit durch Lohnersatzleistungen analog 
dem Arbeitslosengeld I ausgeglichen. Diese belau-
fen sich bei Kurzarbeitern ohne Kinder auf 60%, mit 
Kindern auf 67% der Nettoentgeltdifferenz. Die Bei-
tragszahlungen an die Sozialversicherungen lau-
fen normal weiter. Den Vorteilen für Arbeitgeber, 
Entlassungen zu vermeiden, steht aus ihrer Sicht 
grundsätzlich der Nachteil gegenüber, dass bei  
Kurzarbeit die Lohnkosten nicht proportional mit 
der Verkürzung der Arbeitszeit sinken. In der letz-
ten Krise wurden die Regelungen jedoch sukzessive  
groß zügiger gestaltet, so dass es auch zu einer län-
gerfristigen Nutzung von Kurzarbeit kam (vgl. Brenke 
et al. 2013). 

Balleer et al. (2016) zeigen, dass der Einsatz von 
Kurzarbeit in der Finanz- und Wirtschaftskrise in der 
Tat zur Beschäftigungssicherung beigetragen hat. 
Allerdings weisen ihre Ergebnisse außerdem auf 
einen wichtigen Unterschied hin: Während die regel-
basierte Komponente des Instruments eine effiziente 
Form der Arbeitsplatzsicherung darstellte, hat sich 
die diskretionäre Ausweitung des Instruments wäh-
rend der Krise als ineffizient erwiesen. Vor diesem 
Hintergrund erscheint es sinnvoll, dass für den Ein-
satz von Kurzarbeit transparente Regeln unabhängig 
von den gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen gelten. 

Cahuc (2019) vertritt ebenfalls den Standpunkt, 
dass sowohl im Aufschwung als auch in der Krise die 
gleichen Regeln für Kurzarbeit gelten sollten. An -
sonsten besteht die politische Versuchung, die ent-
sprechenden Regeln in Krisenzeiten zugunsten 
bestimmter Branchen und zulasten der Allgemein-
heit der Beitragszahlerinnen und -zahler generös aus-
zuweiten. Um eine exzessive und (zu) lange Nutzung 
von Kurzarbeit zu erschweren, unterbreitet er außer-
dem den Vorschlag, Unternehmen bei längerer Nut-
zung mit einem steigenden Anteil an den Kosten von 
Kurzarbeit zu beteiligen (also dem Prinzip des »Ex -
perience-Rating« folgend). Ein solcher Mechanismus 
erleichtert es auch, die politische Verpflichtung ein-
zugehen und durchzuhalten, in Krisenzeiten keine 
diskretionäre Ausweitung des Instrumenteneinsatzes 
vorzunehmen.

Dass mit dem Einsatz von Kurzarbeit auch Wohl-
fahrtsverluste verbunden sind, zeigen Boeri und  
Brücker (2011). So ist die Anzahl der Arbeitsplätze,  
die in der Krise erhalten wurden, geringer ausgefal-
len als die Vollzeitäquivalente der betroffenen Kurz-
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arbeiter. Auch können ihren Ausführungen zufolge 
andere institutionelle Vorkehrungen wie etwa Be -
triebsverein barungen über Arbeitszeiten, Lohn- 
und Beschäftigtenniveaus effektiver als Kurzarbeit 
sein (vgl. auch Möller 2010). Die spezielle Ausgestal-
tung von Kurzarbeit in Deutschland mit einer Kos-
tenbeteiligung der Unternehmen reduziert jedoch 
die verbundenen Anreizprobleme und folgt – zumin-
dest dem Grundsatz nach – bereits dem Prinzip des 
Experience-Ratings.

ZURÜCKHALTENDE NUTZUNG DER KOMBINATION 
VON KURZARBEIT UND WEITERBILDUNG 

Bereits in der damaligen Finanz- und Wirtschafts-
krise wurde versucht, Kurzarbeit mit Weiterbildung 
und Qualifizierung zu verbinden. Es erscheint auch 
naheliegend, die reduzierte Arbeitszeit mit sinnvollen 
Tätigkeiten zu füllen – noch dazu mit arbeitsmarkt-
nahen Bildungsaktivitäten, die gemeinhin als die 
Antwort auf den sich vollziehenden Wandel unserer 
Arbeitswelt betrachtet werden. 

Damals wurden die finanziellen Anreize für 
Unternehmen erhöht, indem Arbeitgebern die hälf- 
tigen Sozialversicherungsbeiträge in den ersten sechs 
Monaten der Kurzarbeit erstattet wurden, sollten sich 
Kurzarbeiter in dieser Zeit weiterbilden. Zuvor nut-
zen nur wenige Unternehmen Kurzarbeit zur Qualifi-
zierung ihrer Belegschaft. So hatten etwa im Jahr 
2003 von den Unternehmen mit Kurzarbeit lediglich 
5% Weiterbildung eingeführt (vgl. Crimmann und  
Wießner 2009). 

Aber auch mit höheren finanziellen Anreizen 
in der Finanz- und Wirtschaftskrise wurde Kurzar-
beit nur relativ selten mit Weiterbildung kombiniert.  
Heidemann (2011) berichtet sogar von »ernüchtern-
den« Zahlen: Demnach waren im Dezember 2009 
lediglich etwa 2% der damals registrierten Kurz-
arbeiter in Qualifizierungsmaßnahmen einbe zo- 
gen, die durch Mittel des Europäischen Sozial- 
fonds und der Bundesagentur für Arbeit gefördert 
wurden. Insgesamt dürfte sich der Anteil von Kur z-
ar beitern in Qualifizierungsmaßnahmen auf kaum 
mehr als 5% belaufen haben, auch wenn betrieb- 
liche Weiterbildung natürlich auch aus eigenen  
Mitteln der Unternehmen finanziert worden sein 
kann. 

Es gibt vor allem zwei Erklärungsansätze für die 
in der Vergangenheit nur verhaltene Inanspruch-
nahme der Kombination von Kurzarbeit und Wei-
terbildung: Erstens lassen sich die organisatori- 
schen Anforderungen für Qualifizierungsmaß-
nahmen nur schwer mit den organisatorischen Be -
din gungen von Dauer und Lage der Kurzarbeit in Ein- 
klang bringen. Nachhaltige Qualifizierung muss 
auf kontinuierliche Weiterbildung setzen, wäh-
rend das Ziel von Kurzarbeit gerade darin besteht, 
ihren Einsatz bei einer besseren Auftragslage mög-
lichst schnell zu be  enden. Zweitens gibt es in vie-

len Betreibe nach wie vor keine präzisen Vor- 
stellungen über konkrete Qualifizierungsbedarfe 
und keine innerbetrieblichen Weiterbildungsstra- 
tegien. 

MEHR CHANCEN FÜR QUALIFIZIERUNG – 
ABER KEINE PERSPEKTIVQUALIFIZIERUNG OHNE 
PERSPEKTIVE

Das zum 1. Januar 2019 in Kraft getretene Qualifi-
zierungschancengesetz stellt bereits einen wichtigen 
Schritt in Richtung nachhaltiger Qualifizierung dar, 
indem es Weiterbildung losgelöst von konjunkturel-
len Schwankungen motiviert. Es berücksichtigt die 
Erkenntnis, dass es zusätzlicher (finanzieller) Anreize 
für kontinuierliche, längerfristige oder grundlegen-
dere Qualifizierungen bedarf, da das betrieb liche 
Engagement in diesem Bereich weiterhin deutlich 
geringer ausfällt als bei kurzfristigen (Anpassungs-)
Weiterbildungen. Auch sind gerade Beschäftigte mit 
geringer oder mittlerer Qualifikation sowie ältere 
Arbeitskräfte oft von betrieblicher Weiterbildung 
ausgeschlossen. Sie laufen damit Gefahr, im Struk-
turwandel abgehängt und auf instabile oder gering-
entlohnte Arbeitsverhältnisse verwiesen zu werden 
(vgl. Eichhorst et al. 2019). Weiterhin ist zu kons-
tatieren, dass die am stärksten vom gegenwärtigen 
und sich abzeichnenden technologischen Verände-
rungen betroffenen Beschäftigtengruppen derzeit 
wenig an Weiterbildung partizipieren (vgl. Heß et al. 
2019).

Nun sehen die bekanntgewordenen Pläne des 
Arbeitsministeriums vor, das Qualifizierungschan-
cengesetz vor dem Hintergrund des fortschreitenden 
Strukturwandels um neue Fördermöglichkeiten zu 
ergänzen: Erstens um den Transformationszuschuss, 
dessen Voraussetzungen bisher vage bleiben, und 
zweitens um die Perspektivqualifizierung, bei er es 
Beschäftigten, die in einem Unternehmen keine Pers-
pektive auf Weiterbeschäftigung haben, ermöglicht 
werden soll, die Beschäftigung in diesem Unterneh-
men trotzdem für die Dauer einer geförderten Weiter-
bildung fortzuführen.

Dieser Ansatz ist sehr kritisch zu bewerten: Gibt 
es strukturelle Probleme in einem Unternehmen 
oder gar in einer ganzen Branche, ist Qualifizierung 
zwar grundsätzlich ein richtiger Weg. Darüber hin-
aus ist aber auf eine schnelle Vermittlung in expan-
dierende Unternehmen und Wirtschaftszweige zu 
setzen, die bei der Perspektivqualifizierung vernach-
lässigt wird. Stattdessen sollen nicht mehr zukunfts-
fähige Ar  beitsplätze künstlich aufrechterhalten wer-
den, womit man auch den betroffenen Beschäftigten 
nur scheinbar einen Gefallen tut. Die Fiktion einer 
»Bleibe perspektive« dürfte sich spätestens dann 
in Luft auflösen, wenn sie feststellen, dass sie sich 
womöglich nicht bedarfsgerecht qualifiziert haben 
und durch die Weiterbeschäftigung in einem pers-
pektivlosen Betrieb wertvolle Zeit verloren haben.
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Der Weg von Entlassungen ist zwar kurzfris-
tig schmerzhaft, dürfte aber langfristig mit besse-
ren Pers pektiven verbunden sein. Fördermöglichkei-
ten für eine Einstiegsqualifizierung in einem neuen, 
dy  namischen Unternehmen könnten zudem zusätz-
liche Optionen bei der Arbeitsplatzsuche eröffnen, 
zumal Engpässe an Fachkräften in bestimmten Beru-
fen und Branchen trotz konjunktureller Eintrübung 
fortbe stehen dürften. Findet Qualifizierung im neuen 
Betrieb statt, noch dazu am künftigen Arbeitsplatz, 
stellt dies auch sicher, dass konkrete Qualifizie-
rungsbedarfe getroffen werden.

Um Qualifizierung mehr Chancen einzuräumen, 
lohnt auch der Blick nach Österreich mit den dort 
etablierten Instrumenten der Bildungskarenz und 
der Bildungsteilzeit (vgl. Bock-Schappelwein et al. 
2017). Unser Nachbarland hat so einen Weg gefunden, 
jenseits der gezielten betrieblichen Qualifikations-
entwicklung individuelle Weiterbildungsaktivitäten 
von Beschäftigten gezielt zu fördern (vgl. Lassnigg et 
al. 2011; Lassnigg und Unger 2014; Papouschek 2017). 
Allerdings setzen beide Instrumente die Zustimmung 
des Arbeitgebers voraus, was eine Qualifizierung an 
den Bedarfen des Arbeitsmarktes vorbei unwahr-
scheinlicher macht. 

FAZIT UND AUSBLICK: »WEITERBILDUNG 4.0« 
STATT »KURZARBEIT 4.0«

Kurzarbeit hat sich bewährt, Unternehmen dabei zu 
unterstützen, ihre Belegschaft auch in konjunktu-
rellen Durststrecken im Betrieb halten zu können. 
Dieses Instrument greift aber bei tiefergehenden 
strukturellen Problemen zu kurz. Dies zeigen auch 
die vorliegenden Untersuchungen der Variante des 
Transferkurzarbeitergeldes, die keine verbesserten 
Beschäftigungsaussichten für die Teilnehmer an die-
ser arbeitsmarktpolitischen Maßnahme nachweisen 
können (vgl. Schneider et al. 2007).

Obwohl die Verknüpfung von Kurzarbeit und 
Weiterbildung nicht nur in Zeiten eines tiefgehen-
den Strukturwandels vordergründig sehr reizvoll und 
so  zialplanerisch naheliegend erscheint, ist die bis-
her nur zurückhaltende Nutzung dieser »Hybridva-
riante« ein eindeutiges Indiz für nur schwer lösbare 
Ziel konflikte, die sich in Krisenzeiten möglicherweise 
sogar noch verstärken (vgl. auch Bellmann und Leber 
2010). 

Da der Weiterbildungsbedarf in unserer Gesell-
schaft auf absehbare Zeit nicht konjunkturabhän-
gig sein wird, ist eine Weiterbildungsoffensive – ganz 
unabhängig von Kurzarbeit – notwendig. Dabei gilt 
es unter anderem, den schwierigen Spagat zwi-
schen selbstbestimmter Qualifizierung auch losge-
löst vom Arbeitsplatz und bedarfsgerechter Weiter-
bildung unter Einbeziehung der Unternehmen zu 
bewerkstelligen. Bestandteile könnten jedoch neue 
niederschwellige modulare Angeboten sein, die sich 
auch mit einem geringeren Zeit- und Kostenaufwand 

bewältigen lassen. Gleichwohl sind die Erwartungen 
einer Stabilisierbarkeit von Beschäftigungsverhält- 
nissen in schrumpfenden Branchen sowie einer 
arbeitsmarktpolitischen Steuerung von reibungslo-
sen Übergängen unrealistisch. 
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Hubertus Heil*
Die wichtigste Ressource 
bleibt der Mensch
Deutschland ist ein Industrieland. Der Anteil der 
Wertschöpfung des verarbeitenden Gewerbes ist mit 
23,1% höher als in allen anderen Ländern der G 7 und 
ist im Vergleich zu den USA nahezu doppelt so groß. 
Zudem bietet das Verarbeitende Gewerbe 7,5 Mio. 
Menschen Arbeit. Damit ist die Industrie in Deutsch-
land nicht nur ein herausragender Wirtschaftsfak-
tor, sie prägt auch die Identität des Landes. Gerhard 
Schröder hat einmal zugespitzt formuliert: »Wir kön-
nen nicht davon leben, uns gegenseitig die Haare zu 
schneiden.«

AUS DER WIRTSCHAFTSKRISE LERNEN

Vor diesem Hintergrund treffen Nachrichten über 
eine schwächer werdende Industriekonjunktur hier-
zulande einen empfindlichen Nerv. Wenn Indikatoren 
wie der ifo Geschäftsklimaindex oder der Einkaufs-
managerindex nach unten zeigen, mehren sich in 
Wirtschaft und Politik die Stimmen, die auch arbeits-
marktpolitische Maßnahmen fordern.

In diesem Zusammenhang lohnt ein Rück-
blick auf die Wirtschafts- und Finanzkrise der Jahre 
2008/2009. Damals hat sich das Kurzarbeitergeld 
als ein schnell wirkendes, unbürokratisches und 
zielgenaues Ins trument erwiesen. Betriebe erhiel-
ten damals – über die ohnehin geltenden Regelun-
gen hinaus – erleichterten Zugang zur Kurzarbeit. 
Über das Kurzarbeitergeld konnte der Entgeltausfall 
der Beschäftigten wenigstens teilweise kompensiert 
werden. Zu Krisenzeiten profitierten davon über eine 
Million Menschen. Damit gelang es, Arbeitslosigkeit 
für betroffene Beschäftigte zu vermeiden. Zugleich 
wurden Arbeitskräfte in den Unternehmen gehalten,  
so dass diese sofort zur Verfügung standen, als die 
Konjunktur überraschend schnell wieder anzog. Mit 
Hilfe dieser – auch heute noch richtigen – Strategie 
kam Deutschland damals so gut wie kaum ein ande-
res Industrieland durch die Wirtschaftskrise.

Die aktuelle Eintrübung der Industriekonjunktur 
unterscheidet sich jedoch in verschiedener Hinsicht 
von der Krise 2008/2009. Zunächst der Umfang der 
Abschwächung: Im Jahr 2009 schrumpfte das Brut-
toinlandsprodukt in Deutschland um 5,7%, während 
wir aktuell über einen Rückgang von 0,1% im 2. Quar-
tal 2019 diskutieren. Es besteht kein Anlass, trotz kon-
junktureller Eintrübung, eine Krise herbeizureden.

Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass die 
Finanz- und Wirtschaftskrise sich damals »horizontal« 
über sämtliche Wirtschaftsbereiche erstreckte. Die 
exportorientierte deutsche Industrie war besonders 
stark von der schrumpfenden Weltwirtschaft betrof-

fen, aber auch der Dienstleistungssektor verzeich-
nete Rückgänge, ebenso die Bauindustrie. Dies ist 
momentan so nicht erkennbar.

Für den Fall aber, dass sich die Konjunktur deut-
lich stärker eintrüben und ein größerer Arbeitsaus- 
fall drohen sollte, muss die Bundesregierung gewapp-
net sein. Deshalb schlage ich vor, die Bundesregie-
rung mittels einer Ermächtigung zu schnellem Han-
deln zu befähigen. Sie wird dann nicht nur die Dauer, 
sondern auch die Zugangsvoraussetzungen zu Kurz-
arbeitergeld öffnen können, was sich bereits in der 
Wirtschaftskrise 2008/2009 bewährt hat.

STRUKTURELLE HERAUSFORDERUNGEN

Heute konzentrieren sich die Sorgen der Wirtschaft 
vor allem auf die Industrie. Diese sind nicht nur kon-
junkturell bedingt oder von internationalen Unsi-
cherheiten wie den US-amerikanisch  chinesischen 
Handelsstreitigkeiten oder dem drohenden Brexit 
begründet. Die deutsche Industrie muss sich einem 
Strukturwandel stellen, der sich vor allem aus folgen-
den Trends ergibt:

‒ Eine verstärkte Digitalisierung in Produktions-
prozessen und bei den Produkten selbst führt 
dazu, dass Unternehmen ihre Geschäftsmodelle 
auf den Prüfstand stellen müssen. In Zukunft 
wird es nicht nur darauf ankommen, die effizien-
testen Maschinen zu bauen, sondern beispiels-
weise auch auf eine intelligente Sammlung und 
Auf arbeitung der generierten Maschinendaten.

‒ Klimapolitische Verpflichtungen werden dazu 
führen, dass die deutsche Industrie noch stär-
ker als bisher daran arbeiten muss, ihren öko-
logischen Fußabdruck zu reduzieren, also den 
CO2-Ausstoß pro Wertschöpfungseinheit weiter 
zu verringern. Gleichzeitig ist absehbar, dass auch 
die Anforderungen an Produkte selbst – wie schon 
bei der Digitalisierung ausgeführt – sich wandeln 
werden. Die aktuelle Diskussion um neue Formen 
der Mobilität verdeutlicht, vor welch großen Um -
brüchen die deutsche Industrie hier steht.

‒ Die Gewichte der Weltwirtschaft und damit 
potenzielle Kunden deutscher Exportunterneh-
men werden sich in den kommenden Jahren wei-
ter verschieben. Es ist absehbar, dass die Bedeu-
tung des asiatischen Marktes für die deutsche 
Industrie noch weiter wachsen wird. Das bedeu-
tet auch, dass beispielsweise politische Ent-
scheidungen außerhalb Deutschlands und der 
Europäischen Union an Bedeutung gewinnen wer-
den. Wenn in China nur noch E-Autos zugelassen 
werden, hat dies erhebliche Auswirkungen auf 
Unternehmen in Deutschland.

In erster Linie müssen die Unternehmen selbst Lö -
sungen für diese Herausforderungen finden. Die Po -
litik kann sich jedoch nicht einfach zurücklehnen, * Hubertus Heil ist Bundesminister für Arbeit und Soziales.
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sondern muss dafür sorgen, dass sich die Unter-
nehmen und ihre Beschäftigten unter den richtigen 
Rahmenbedingungen um- und neuorientieren kön-
nen. Neben kurzfristig wirkenden Maßnahmen wie 
dem Kurzarbeitergeld zur Abfederung von konjunk-
turellen Schwächephasen sind meiner Ansicht nach 
auch Instrumente notwendig, die langfristig die  
Produktivität der Industrie und des Wirtschafts-
standorts Deutschland stärken können.

QUALIFIZIERUNG IST DER SCHLÜSSEL

Der Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier hat 
hierzu eigene Vorschläge gemacht, die vor allem 
industriepolitisch orientiert sind. Nicht weni-
ger wichtig für eine zukunftsfähige Wirtschaft ist 
für mich jedoch die Ressource, die den Aufstieg  
Deutschlands zur führenden Industrienation Euro- 
pas möglich gemacht hat: die Menschen und ihre 
Fähigkeiten. Das heißt, es muss voll auf Weiterbil-
dung und Qualifizierung gesetzt werden. Alle sol-
len die Chance haben, sich neue Kompetenzen und 
Qualifi kationen anzueignen. Nur so können sich die 
Menschen sicher auf dem Arbeitsmarkt bewegen und 
Unternehmen die Fachkräfte finden, die sie benö- 
tigen. Nur mit Investitionen in die Fähigkeiten der 
Menschen wird es gelingen, eine nachhaltige und 
moderne Wirtschaft zu schaffen. Für die soziale Markt-
wirtschaft ist Qualifikation eine Schicksalsfrage.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
schlägt für diese Aufgabe das »Arbeit-von  morgen- 
Gesetz« vor. Es beinhaltet einen lnstrumentenkasten, 
der noch stärkere Anreize für Weiterbildungs- und 
Qualifizierungsmaßnahmen geben soll, gerade für die 
Unternehmen, die sich im Strukturwandel befinden. 
Ich möchte zum Beispiel im schon geltenden Qua-
lifizierungschancengesetz eine zweite Förderlinie für 
Unternehmen aufmachen, in denen mindestens 10% 
der Belegschaft infolge des Strukturwandels Quali-
fizierungsbedarf haben. Voraussetzung für diese – 
deutlich erhöhte – Förderung soll ein Quali fizierungs- 
plan sein, den die Betriebsparteien gemeinsam er -
arbeiten und der auch die langfristige Entwicklung 
des Unternehmens betrachtet. Besteht kein Betriebs-
rat, kann der Arbeitgeber allein einen Quali fizierungs- 
plan aufstellen und muss darlegen, wie er in den 
vergangenen drei Jahren seine Belegschaft qualifi-
ziert hat und wie sich der Strukturwandel auf seinen 
Betrieb auswirkt.

Zudem wollen wir einen Impuls setzen, um Arbeit-
geber zu motivieren, Kurzarbeit intensiver für Qualifi-
zierungen zu nutzen.

Die konkrete Ausgestaltung des »Arbeit-von-mor-
gen-Gesetzes« wird noch zu diskutieren sein. Dabei 
wird sicherlich auch die Finanzierung eine Rolle spie-
len. Das Argument, betriebliche Weiterbildung sei 
in erster Linie Aufgabe der Unternehmen, nehmen 
wir ernst. Jedoch ist die Finanzierung für kleine und 
mittlere Unternehmen in stark betroffenen Bran-

chen angesichts des erforderlichen Qualifizierungs-
umfangs oft nur schwer oder gar nicht zu stemmen. 
Gerade sie sollten daher unterstützt werden, wobei 
Mitnahmeeffekte durch geeignete Anspruchsvor-
aussetzungen und Fördermodalitäten eingegrenzt 
werden müssen.

Aus volkswirtschaftlicher Sicht sind Investitionen 
in die Qualifikation der Beschäftigten und Arbeits-
losen gut angelegtes Geld. So zeigt eine Studie des 
Nürnberger Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (lAB), dass der Ausbau von beruflicher Wei-
terbildung über positive Lohn- und Produktivitäts-
effekte zusätzliche Einnahmen auch für den Staat 
generiert und zugleich Transferausgaben vermeiden 
kann. Zudem ist gerade in Zeiten der Digitalisierung 
eine rechtzeitige Qualifizierung essentiell, um struk-
turelle Arbeitslosigkeit zu verhindern (vgl. Weber et al. 
2019). Letztlich gilt es also, nicht an der falschen Stelle 
zu sparen. Wenn ohne Geld für Qualifizierung mas-
siv Jobs verloren gingen und Sozialleistungen nötig 
wären, ist es auch volkswirtschaftlich klüger, statt-
dessen Weiterbildung zu finanzieren.

Zudem wäre eine stärkere Unterstützung von 
Qualifikationsmaßnahmen ein wichtiges Signal an 
Wirtschaftszweige im Umbruch: Wer sein Geschäfts-
modell überarbeitet und damit die Zukunftsfähigkeit 
des Betriebes sichert, kann auch mit einem Beitrag 
des Staates rechnen, damit Produkte, Prozesse und 
Beschäftigte weiterhin zusammenpassen.

Die verstärkte Förderung von Weiterbildung 
könnte auch dazu beitragen, dass mehr Menschen 
davon profitieren und zugleich langfristig eine gerech-
tere Primärverteilung der Einkommen erreicht wird. 
Wenn Unternehmen nach allein betriebswirtschaft-
lichen Kriterien (und mit keiner oder nur geringer 
staatlicher Förderung) entscheiden, wer weiterge-
bildet wird, fällt die Wahl in erster Linie auf Hoch-
qualifizierte, wie Analysen des lAB zeigen (vgl. Heß, 
Janssen und Leber 2019; Kruppe und Baumann 2019). 
Ein Grund dafür kann sein, dass Unternehmen bei 
Hochqualifizierten besonders hohe Produktivitäts-
gewinne aus der Investition der Weiterbildung anti-
zipieren. Dass Weiterbildungen bisher weitestgehend 
ein Privileg der Höherqualifizierten sind, lässt inner-
betrieblich und volkswirtschaftlich das Lohngefälle 
wachsen. Wenn hingegen staatliche Unterstützung 
bei der Weiterbildung an Qualifizierungspläne für alle 
Ebenen des Betriebes gekoppelt wird, könnten auch 
Beschäftigte profitieren, die zuvor nicht im Fokus des 
Betriebes standen. Damit können wir auch den Trend 
zur Lohnungleichheit bremsen.

Zugleich kann die Qualifikation der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer zu mehr Innovation im 
Betrieb führen – sei es im Prozessablauf oder bei den 
Produkten selbst. In großen Unternehmen decken vor 
allem hauseigene Forschungsabteilungen diese Auf-
gabe ab, aber gerade in mittelständischen und klei-
nen Unternehmen ist es durchaus möglich, dass Inno-
vation nah an der eigentlichen Produktion entsteht.
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Martin Brudermüller

FAZIT

Die Arbeitsmarktpolitik kann auf konjunkturelle Ein-
trübungen mit einem breiten Instrumentarium rea-
gieren, zu dem auch das konjunkturelle Kurzarbei-
tergeld zählt. Es zeichnet sich in Teilen der Industrie 
jedoch ab, dass die kommenden Herausforderun-
gen nicht nur konjunktureller, sondern insbesondere 
struktureller Natur sind. Deshalb ist es notwendig, die 
bestehenden Instrumente zu erweitern und den Fokus 
auf Weiterbildung, Qualifizierung und auch deren Ver-
zahnung mit Kurzarbeit zu legen.

Allerdings ist die Arbeitsmarktpolitik kein All-
heilmittel. Umfassende Konzepte sind gefragt im Hin-
blick auf Infrastruktur, die Kapitalisierung von Unter-
nehmen und deren Zugang zu Finanzierung oder die 
Förderung von Forschung und Entwicklung. Aber die 
Arbeitsmarktpolitik kann mit einer Mischung aus 
bewährten und neuen Instrumenten wichtige Impulse 
zur Stabilisierung und Weiterentwicklung der Indust-
rie und der gesamten Volkswirtschaft geben, sowohl 
kurz- als auch mittel- und langfristig.
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Martin Brudermüller*
Kein Kurieren am Symptom 
– wir brauchen eine lang
fristige Agenda für Unter
nehmen und Politik
Eine adäquate Antwort auf die Eingangsfrage er -
fordert eine sorgfältige Diagnose der Ursachen, die 
dem Rückgang in der Industrieproduktion zugrunde 
liegen. Betrachtet man die Entwicklung aus dem  
deutschen und europäischen Blickwinkel, so ist zu -
nächst festzuhalten, dass wir es derzeit keineswegs 
nur mit einem normalen Konjunkturrückgang am 
Ende eines Aufschwungs zu tun haben. Es ist zwar 
richtig, dass die Produktionskapazitäten in den ver-
gangenen Jahren vielfach stärker als normal aus-
gelastet waren und sich schon allein aus diesem 
Grund das weitere Wachstum abschwächen musste. 
Dieses Erklärungsmuster hat aber bereits im zwei- 
ten Halbjahr 2018 an Bedeutung verloren. Seither 
rückte die unerwartet schwache Nachfrage nach 
Investitionsgütern und dauerhaften Konsumgü-
tern (vor allem die schwache Autonachfrage) in den 
Mittelpunkt. 

Hier spielen zyklische Effekte sicher eine Rolle, 
sie werden aber von politischer Unsicherheit über-
lagert. Die negativen Auswirkungen des Handels-
konflikts zwischen den USA und China dämpfen  
Welthandel und Wirtschaftswachstum. Deutschland 
mit der starken Exportorientierung seiner Kernbran-
chen Auto, Maschinenbau, Elektrotechnik und der 
Chemieindustrie ist dem besonders ausgesetzt. Das 
nicht endende Gezerre um den Brexit hat zu mas-
siver Verunsicherung geführt, nicht nur im Verei-
nigten Königreich, sondern auch bei seinen euro-
päischen Handelspartnern. Die Industrie mit ihren 
hoch in  tegrierten Wertschöpfungsketten wäre von 
einem harten Brexit besonders betroffen. Sich ver-
schärfende geo politische Konflikte erschweren die  
Lage zusätzlich. Der Ausstieg der USA aus dem  
Nuklearabkommen mit dem Iran, die Wiederein-
führung von Sanktionen gegen das Land und die kri-
senhafte Zuspitzung in der Straße von Hormus – dem 
Nadelöhr des globalen Ölmarktes – ist nur eines von 
vielen Beispielen. 

Damit nicht genug: Die Wachstumsabkühlung 
fällt in eine Zeit, in der der Strukturwandel ganz 
besondere Anstrengungen erfordert. Die Umbrüche 
durch Digitalisierung und die Transformation zu einer 
klimaschonenden Wirtschaftsweise sind Großpro-
jekte für mehr als ein Jahrzehnt. Beides bietet Chan-
cen, führt aber zunächst zu großen Unsicherheiten. 
Die Autoindustrie muss sich auf die Elektromobilität 
und neue Mobilitätssysteme (Stichworte: Autonomes 
Fahren, smarte Verknüpfung von Verkehrsträgern) 

* Dr. Martin Brudermüller ist Vorstandsvorsitzender der BASF SE.
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ausrichten. Die energieintensiven Industrien, dar-
unter die Chemieindustrie, sind mit hohen Investi-
tionsbedarfen konfrontiert, da vollkommen neue 
Produktionsprozesse entwickeln werden müssen, 
um die Klimaziele zu erreichen und zugleich inter-
national wettbewerbsfähig zu bleiben. 

Es ist derzeit kaum möglich, die zyklischen 
Effekte, die politisch induzierte Wachstumsverlang-
samung und die Friktionen, die mit dem industriellen 
Strukturwandel einhergehen, voneinander zu tren-
nen. Die Lage ist unübersichtlich, und das wird auf 
absehbare Zeit auch so bleiben. 

Aufgrund der Vielzahl von möglichen Ursachen 
für den aktuellen Wachstumsrückgang muss sehr dif-
ferenziert über Abhilfe nachgedacht werden. Klas-
sische arbeitsmarkt-, geld- oder fiskalpolitische Maß-
nahmen zur Stützung der Konjunktur scheinen derzeit 
nur begrenzt sinnvoll. 

‒ Kurzarbeit – die ein probates Mittel beim Einbruch 
der Konjunktur 2008/2009 war – dient vor allem 
zur Abmilderung kurzfristiger Absatzeinbrüche 
und muss entsprechend selektiv eingesetzt wer-
den. Dieses Instrument ist wichtig, um Personal 
in Durststrecken halten zu können, gerade ange-
sichts des demografischen Wandels und des sich 
abzeichnenden Fachkräftemangels. Soweit die 
aktuelle Wachstumsabschwächung aber auf struk-
turelle Effekte zurückgeführt werden kann, muss 
über andere Maßnahmen nachgedacht werden. 

‒ Das geldpolitische Schwert ist stumpf geworden: 
Noch niedrigere Zinsen werden die Investitions-
nachfrage und den privaten Verbrauch zumindest 
in Europa kaum stimulieren können.

‒ Höhere Staatsausgaben zur kurzfristigen Stimu-
lierung des privaten Konsums (man erinnere sich 
an die Abwrackprämie 2009) sind nur Strohfeuer. 
Angesichts der Herausforderungen, die der de -
mografische Wandel stellt, sollten wir unser Pul-
ver trocken halten und vor allem auf Maßnahmen 
setzen, die das Wachstum langfristig stützen.

ANTWORTEN AUF UNTERNEHMENSEBENE

Kurzfristdenken und Aktionismus helfen also nicht, 
strategische Lösungsansätze sind gefragt. Fangen wir 
bei uns selbst an: Was sind die Antworten von BASF?

‒ Flexibles und breites Portfolio: Die Nachfrage-
strukturen wandeln sich immer schneller. Un ter-
nehmen müssen sich daher grundsätzlich flexibel 
aufstellen und ein breites Produktportfolio anbie-
ten, das sie an Marktentwicklungen anpassen kön-
nen. Angesichts des erforderlichen Vorlaufs für 
Forschung und Entwicklung ist das keine leichte 
Aufgabe. BASF hat beispielsweise frühzeitig auf 
den Strukturwandel in der Autoindustrie reagiert, 
indem wir die Entwicklung von Batteriemateria-
lien vorangetrieben haben und vielfältige weitere 

Produkte für Elektrofahrzeuge (Kühlmittel, Kunst-
stoffe zur Gewichtsreduzierung) anbieten. 

‒ Fokussierung auf Wachstumsmärkte: Wir bauen 
unser Geschäft in den stärker wachsenden  
Schwellenländern, z.B. in China und Indien, kon-
sequent aus. Wir sind davon überzeugt, dass 
diese Länder langfristig ihren Rückstand im 
Pro-Kopf-Einkommen zu den etablierten In -
dustrieländern verringern werden. Aber auch 
in den etablierten Märkten gibt es Nischen, z.B. 
im Bereich Gesundheit und Ernährung, die vom 
demogra fischen Wandel profitieren und über-
durchschnittlich wachsen. 

‒ Regionalisierung der Produktion: BASF pro-
duziert vorwiegend vor Ort für die lokalen und 
angrenzenden Märkte. Dafür sprechen nicht 
nur der bessere Marktzugang und die Nähe zum 
Kunden, sondern auch der wachsende Protek-
tionismus im Welthandel. Von Strafzöllen sind 
wir daher weniger stark betroffen als Wettbe- 
werber, die nicht vor Ort produzieren. Dies schützt 
uns allerdings nicht vor schwächerer Nachfrage 
aus unseren Kundenindustrien in Folge eines 
Handelskonflikts.

‒ Aus- und Weiterbildung: Lebenslanges Lernen 
der Mitarbeiter wird immer wichtiger, um neue, 
vielfach digitale Technologien effizient einsetzen 
zu können und die betriebliche Flexibilität zu er -
höhen. BASF treibt das durch ein breites Weiter-
bildungsangebot, das zunehmend auch virtuelle 
Techniken nutzt, und besondere Aktionen (z.B. 
eine globale »Go digital«-Woche) voran.

‒ Schlagkräftige Organisation: BASF verlagert ins-
gesamt 20 000 Stellen aus Zentralfunktionen in 
operative Geschäftseinheiten, um flexibler auf 
Kundenbedürfnisse zu reagieren und die Schlag-
kraft der operativen Einheiten zu erhöhen. Dar-
über hinaus bauen wir rund 6 000 Stellen vor-
wiegend im Verwaltungsbereich ab, um unsere 
Fixkosten zu senken.

‒ Innovationsstrategie: Mit der Weiterentwick-
lung unserer Strategie verknüpfen wir Forschung 
und Entwicklung organisatorisch enger mitein-
ander und richten sie noch stärker auf die Kun-
denbedürfnisse aus. Unser Ziel ist es, Marktein-
führungszeiten zu verkürzen und das organische 
Wachstum des Unternehmens zu beschleunigen. 
Wichtige Erfolgsfaktoren sind Kreativität, Effi-
zienz sowie die Zusammenarbeit mit externen 
Partnern. 

WEICHENSTELLUNGEN SEITENS DER POLITIK

Bei BASF haben wir viele Weichen neu gestellt. Gleich-
zeitig sehen wir auch dringenden Handlungsbedarf in 
der Politik.

‒ Verlässliche Rahmenbedingungen: Unsicher-
heit ist bekanntlich Gift für die Konjunktur. Nicht 
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nur die handelspolitischen Konflikte und das 
Ge zerre um den Brexit belasten das Wachstum.  
Auch die Verunsicherung beispielsweise der Auto-
käufer, die nicht wissen, mit welchem Auto sie 
morgen wo und zu welchen Kosten fahren kön-
nen, dämpft die Nachfrage. Die Kunden geben 
ihre Kaufzurückhaltung erst auf, wenn sie die 
längerfristigen Kosten und den praktischen Nut-
zen verschiedener Antriebsformen einschätzen 
können. Die gegenwärtige unübersichtliche Dis-
kussion über CO2-Steuern, Dieselfahrverbote und 
den langsamen Aufbau der Ladeinfrastruktur für 
Elektrofahrzeuge muss zügig zu konkreten Er -
gebnissen führen – mit dem Ziel, politisch indu-
zierte Wachstumshemmnisse aus dem Weg zu 
räumen und mehr Klarheit zu schaffen.

‒ Wettbewerbsfähige Energiepreise und eine 
verlässliche Energieinfrastruktur: Der Umbau 
unseres Energiesystems schreitet viel zu lang-
sam voran – und wird viel zu sehr durch die 
nationale Brille betrachtet. Die Reduktion des 
CO2-Ausstoßes erfordert einen erheblichen Aus-
bau der Erneuerbaren und einen damit einher- 
gehenden Netzausbau. Zugleich muss die Wett-
bewerbsfähigkeit der energieintensiven Indust-
rien im Auge behalten werden: Nur durch nied-
rigere Strompreise durch Befreiung von allen 
Zusatzkosten und den Ausbau der Erneuerbaren 
kann der hohe Investitionsbedarf für die ener-
gieeffiziente Modernisierung der Produktions-
anlagen durch die Unternehmen wirtschaftlich 
realisiert werden. Das gilt ganz besonders, wenn 
ausländische Wettbewerber erheblich geringere 
Kosten haben. 

‒ Wettbewerbsfähige Unternehmensteuern: 
Deutschland droht im internationalen Steuer-
wettbewerb ins Hintertreffen zu geraten, nach-
dem andere Länder – nicht zuletzt die USA – ihre 
effektiven Steuersätze gesenkt haben. Ansatz-
punkte sind die Abschaffung des Solidaritäts-
zuschlags bei der Körperschaftsteuer und eine 
moderate Senkung der Körperschaftsteuersätze. 
Positiv ist zu würdigen, dass in Deutschland end-
lich der Einstieg in die steuerliche Förderung von 
Forschung und Entwicklung für alle Unternehmen 
erfolgt. Allerdings sollte zeitnah evaluiert werden, 
ob der Umfang der Förderung ausreicht, um nen-
nenswerte Effekte zu erzielen.

‒ Infrastrukturausbau und Ausgabenpriorisie-
rung: Der Ausbau der Transport- und Kommu-
nikationsinfrastruktur geht in Deutschland – im 
Gegensatz zu vielen Nachbarländern – nur schlep-
pend voran. Dies belegen die Dauerbaustellen auf 
den Straßen, der Nachholbedarf bei den Schiff-
fahrtswegen, die chronischen Verspätungen bei 
der Bahn und die Lücken im schnellen Mobil-
funknetz. Öffentliche Mittel sollten stärker auf  
Infrastrukturinvestitionen fokussiert und Geneh-
migungsverfahren beschleunigt werden. Nicht 

alles muss aus öffentlichen Kassen finanziert wer-
den: Im aktuellen Niedrigzinsumfeld lässt sich pri-
vates Kapital langfristig orientierter Anleger für 
den Infrastrukturausbau mobilisieren. 

‒ Flexibilität der Arbeitsmärkte bewahren: Der 
technologische Strukturwandel, insbesondere 
die Digitalisierung, schafft neue Qualifizierungs-
bedarfe. Daher ist es für Unternehmen wichtig, 
Beschäftigte – z.B. Jobwechsler aus anderen 
Branchen – zu Qualifizierungszwecken zunächst 
befristet einstellen zu können. Im Koalitions-
vertrag ist vorgesehen, die sachgrundlose Befris-
tung weiter einzuschränken. Damit werden die 
Handlungsspielräume für die Unternehmen zu 
stark verengt. Weiterqualifizierung sollte daher 
als zusätzlicher Befristungsgrund eingeführt 
werden. 

‒ Europäische Integration vorantreiben: Ein von 
Uneinigkeit geprägtes Europa wird sich gegen die 
integrierten Märkte in Nordamerika und China 
nicht behaupten können. Die weitere Integra-
tion des europäischen Binnenmarktes muss vor-
angetrieben werden. Aus Sicht der Industrie ist 
es besonders wichtig, Fragmentierungen auf-
grund unterschiedlicher nationaler Umsetzung 
von EU-Vorschriften zu verringern. Dies gilt z.B. 
für die Zulassung von Produkten, die Operabili- 
tät technischer Infrastruktur über die Grenzen 
hinweg oder die Regulierung der Energie- und der 
Abfallmärkte.

‒ Offene Märkte: Die exportorientierten europä-
ischen Volkswirtschaften sind in besonderem 
Maße auf einen freien Welthandel angewiesen. 
Daher ist es wichtig, dass die EU für eine Stärkung 
der Welthandelsorganisation und einen regel- 
basierten sowie offenen Welthandel eintritt. 
Unabhängig davon sollten bilaterale Handels- 
und Investitionsabkommen mit den wichtigsten 
Partnern vorangetrieben werden. Der Abschluss 
der Verhandlungen mit den südamerikanischen  
Mercosur-Staaten ist sehr zu begrüßen, die Ra -
tifizierung sollte zeitnah erfolgen. Der Handel 
mit dem Vereinigten Königreich sollte auch nach  
dem Brexit ohne Barrieren möglich sein. Für die 
Che mieindustrie ist darüber hinaus besonders 
wichtig, dass die Regulierung einheitlich bleibt, 
um zusätzliche Kosten zu vermeiden.

‒ Förderung von Innovation und Wissenschaft: Bei 
den Forschungs- und Entwicklungsaufwendun-
gen relativ zum Bruttoinlandsprodukt liegt die EU 
deutlich hinter den USA und seit 2013 auch hinter 
China. Daher muss die Innovationskraft dringend 
durch eine innovationsfreundliche Gesetzgebung 
gestärkt werden, die nicht nur am Vorsorge-, son-
dern auch am Innovationsprinzip orientiert ist 
und die Risiken auf wissenschaftlicher Evidenz ba -
sierend bewertet. Unternehmen und öffent liche 
Institutionen sollten an einem Strang ziehen und 
neue Formen der Beteiligung von Bürgern suchen, 



12

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ifo Schnelldienst 18 / 2019 72. Jahrgang 26. September 2019

um neue Technologien noch stärker an gesell-
schaftlichen Bedürfnissen auszurichten. Das For-
schungsprogramm Horizon Europe sollte mit min-
destens 120 Mrd. Euro dotiert werden.

‒ Nachhaltiges Wirtschaften auf EU-Ebene för-
dern: Ressourcenschonendes zirkuläres Wirt-
schaften erfordert gemeinsame Anstrengun-
gen auf allen Ebenen von Wirtschaft und Gesell-
schaft. Hier ist ein breiter Ansatz notwendig, der 
beispielsweise nicht nur mechanisches Recycling, 
sondern auch die Rückführung von Kunststoffen 
in den Rohstoffkreislauf (chemisches Recycling) 
anerkennt und neue zirkuläre Geschäftsmo-
delle fördert. In der Entwicklung zirkulärer Netz-
werke aus Industrieunternehmen und Dienst- 
leistern kann sich Europa international als Vorrei-
ter positionieren. 

‒ Wettbewerbsfähige und emissionsarme Ener-
gieversorgung: Nur eine auf europäischer Ebene 
etablierte klimaschonende und zuverlässige 
Energieversorgung kann die Wettbewerbsfähig-
keit der europäischen Unternehmen stärken. Der 
beste Weg dazu ist das Eintreten für einen ein-
heitlichen Preis für Treibhausgasemissionen auf 
globaler oder zumindest auf G-20-Ebene. Solange 
sich die regionalen Emissionspreise deutlich 
unterscheiden, müssen Vorkehrungen getroffen 
werden, die eine Abwanderung energieintensiver 
Industrien aus Europa verhindern. Die Diskussion 
über die dazu erforderlichen Instrumente muss 
intensiv geführt werden.

‒ EU-Industriepolitik reformieren: Es ist gut, dass 
sich die neue EU-Kommission insbesondere einer 
Neuausrichtung der industriepolitischen Strate-
gie der EU widmen will. Es fehlt an einer markt-
orientierten Industriepolitik aus einem Guss, 
die gute und spezifische Rahmenbedingungen 
für alle Sektoren schafft und alle Politikebenen 
best möglich koordiniert. Das ist eine gemein-
same Gestaltungsaufgabe für die EU-Kommis-
sion, die nationalen Regierungen und die euro-
päische Industrie, die unverzüglich angegangen 
werden sollte.

FAZIT

Der hier nur im Ansatz skizzierte Reformkatalog zeigt, 
wie groß die Kraftanstrengung auf deutscher wie 
auf europäischer Ebene sein muss, um die langfris-
tige Resilienz und das Wachstumspotenzial un  seres 
Standorts zu erhöhen. Kurzsichtiges Kurieren am 
Symptom hilft uns nicht weiter, die Probleme müs-
sen grundlegender angegangen werden – als europä-
ische Gemeinschaftsaufgabe. Die vor uns liegenden 
Auf gaben sind vergleichbar mit dem Umbruch der 
Agenda 2010 in Deutschland. Die größten Reformbau-
stellen liegen diesmal nicht auf den Arbeitsmärkten 
und in den Sozialsystemen, obgleich auch hier ange-
sichts des demografischen Wandels weitere Fort-

schritte erzielt werden müssen. Insbesondere die 
Transformation unserer Wirtschaft auf einen nachhal-
tigen Wachstumspfad und der Umbau unserer Ener-
gieversorgung stellen zentrale Herausforderungen im 
kommenden Jahrzehnt dar – mit hohen Anforderun-
gen an alle gesellschaftlichen Gruppen. 

Die Unternehmen müssen sich für eine volatile 
Zukunft wappnen – durch höhere Flexibilität, Effi- 
zienz und Innovationskraft. Die Politik muss dazu 
einen verlässlichen Rahmen bieten und wettbewerbs-
fähige Rahmenbedingungen schaffen. Das ist mach-
bar – packen wir es an!
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Mit Kurzarbeit erfolgreich 
durch die nächste Rezession?

Vor dem Hintergrund der sich verstärkenden kon-
junkturellen Abschwächung in Deutschland stellt 
sich die Frage nach Notwendigkeit, Umfang sowie Art  
einer entsprechenden stabilisierenden, fiskalischen 
Intervention. Kurzarbeit ist ein Instrument, das  
direkt auf den Arbeitsmarkt abzielt und in Folge der 
Großen Re-zession in den Jahren 2009 und 2010 in-
tensiv genutzt wurde. Im Jahr 2009 ging das deut-
sche Bruttoin landsprodukt um mehr als 5% zurück, 
während Beschäftigung und Arbeitslosigkeit fast un -
verändert blieben. Gleichzeitig arbeiteten im Maxi-
mum rund 1,5 Mio. Beschäftigte in Kurzarbeit. Auf 
Basis dieser Beobachtungen wird Kurzarbeit oft- 
mals als ein wesentlicher Faktor für die stabile Ent-
wicklung auf dem deutschen Arbeitsmarkt in Folge 
der Großen Rezession der Jahre 2008 und 2009 
betrachtet (vgl. Krugman 2009). Anfang August 2019 
signalisierte Bundesarbeitsminister Hubertus Heil, 
Kurzarbeit bei einer einbrechenden Konjunktur 
intensiv nutzen zu wollen und stellte entsprechen- 
de Mittel in Aussicht.1

Bringt Kurzarbeit Deutschland also ohne große 
Beschäftigungsverluste durch die nächste Rezes-
sion? Unser Beitrag argumentiert, dass Kurzarbeit in 
der Tat nennenswert zur Stabilisierung der Beschäf-
tigung in der Großen Rezession beigetragen hat, 
allerdings dafür nicht allein verantwortlich war. Um 
die möglichen Beschäftigungseffekte in der nächs- 
ten Rezession abschätzen zu können, ist ein umfang-
reiches Verständnis der quantitativen Wirkungs- 
weise dieses Arbeitsmarktinstruments notwen-
dig. Dabei ist es wichtig, erstens zwischen regelge- 
bun dener und diskretionärer Komponente der Kurz-
arbeit zu unterscheiden und zweitens die Interaktion 
mit dem Konjunkturzyklus zu berücksichtigen. Um 
Kurzarbeit möglichst zielgenau einzusetzen, schla-
gen wir vor, die regelgebundene Komponente der 
Kurzarbeit von der Konjunktur abhängig zu machen. 
Zudem sollte Kurzarbeit weiterhin konjunkturell, 
nicht strukturell eingesetzt werden.

1 Vgl. https://www.bmas.de/DE/Presse/Interviews
/2019/2019-08-08-moz.html.

KURZARBEIT IN DEUTSCHLAND

Kurzarbeit existiert in Deutschland seit Mitte der 
1970er Jahre und kann von Firmen bei der Bundes-
agentur für Arbeit jederzeit beantragt werden; es 
wird dabei zwischen konjunktureller, saisonaler 
und Transfer-Kurzarbeit unterschieden. Das kon-
junkturelle Kurzarbeitergeld wird gewährt, wenn in 
Betrieben oder Betriebsabteilungen die regelmäßige 
betriebsübliche wöchentliche Arbeitszeit infolge 
wirtschaftlicher Ursachen oder eines unabwendba-
ren Ereignisses vorübergehend verkürzt wird. Das 
Kurzarbeitergeld kompensiert dann den Lohn für die 
ausfallenden Arbeitsstunden zumindest teilweise, 
normalerweise auf dem Niveau des Arbeitslosen- 
geldes. Kurzarbeit kann daher als ein Teil bzw. eine 
Vorstufe der Arbeitslosenversicherung betrachtet 
werden mit dem Ziel, Arbeitslosigkeit zu vermei-
den. Da Arbeitszeitkürzungen finanziell nicht voll-
ständig aufgefangen werden, ist die Zustimmung 
des Be  triebsrates bei der Antragstellung nötig. Die 
Unternehmen beteiligen sich an den Kosten, indem 
die Sozialver sicherungsbeiträge von den Firmen 
im Regelfall für die gesamte reguläre Arbeitszeit 
gezahlt werden.2 Abbildung 1 zeigt, dass die Nut-
zung von Kurzarbeit stark über den Konjunktur- 
zyklus schwankt. Neben der Großen Rezession wurde 
Kurzarbeit während der ersten und zweiten Ölpreis-
krise intensiv genutzt.3 Die starke Nutzung der Kurz-
arbeit während der Ölpreiskrisen (bei einem gleich-
zeitigen Anstieg der Arbeitslosigkeit) stellt in Frage, 
ob Kurzarbeit die alleinige Ursache der Arbeits-
marktentwicklung während der Großen Rezession 
sein kann.

Ähnlich wie beim Steuersystem ist es für die Ana-
lyse der makroökonomischen Stabilisierungswirkun-
gen der Kurzarbeit wichtig, die regelgebundene und 
diskretionäre Komponente zu unterscheiden. Unter-
nehmen, die mit einem Rückgang der Nachfrage kon-
frontiert sind, können – unabhängig von der kon-
junkturellen Lage – jederzeit Kurzarbeit bei der Bun-
desagentur für Arbeit beantragen. Dadurch, dass 
mehr Unternehmen in einer Rezession in finanzielle  
Schwierigkeiten geraten, qualifizieren sich diese  
automatisch für die Nutzung des Instruments (ohne 
Änderung der Zugangsvoraussetzungen). Wir be -
zeichnen das als die regelgebundene Komponente  
von Kurzarbeit.4 Darüber hinaus unternehmen die  
Bundes regierung und die Bundesagentur für Ar -
beit insbe sondere in Rezessionen teilweise wei-

2 Damit ein Betrieb Kurzarbeitergeld beantragen kann, muss ein 
erheblicher Arbeitsausfall mit Entgeltausfall vorliegen. Die Voraus-
setzungen dafür sind erfüllt, wenn der Arbeitsausfall mindestens ein 
Drittel der Beschäftigten betrifft, aus wirtschaftlichen Gründen oder 
wegen eines unabwendbaren Ereignisses entsteht, vorübergehend 
und nicht vermeidbar ist (§ 95 ff. SGB III). 
3 Kurz nach der deutschen Wiedervereinigung wurde vor allem 
Transfer-Kurzarbeit eingesetzt.
4 Im deutschen Steuersystem wäre das analog der automatische 
Rückgang der Lohn- und Einkommensteuer (bei unverändertem 
Steuersystem) aufgrund gefallener Bruttoeinkommen in der Re-
zession.

* Prof. Dr. Almut Balleer ist Professorin für Empirische Wirtschafts-
forschung an der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule 
in Aachen.
** Prof. Dr. Britta Gehrke ist Juniorprofessorin für Makroökonomik 
und Arbeitsmarktforschung an der Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg und dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung.
*** Brigitte Hochmuth ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
Lehrstuhl für Makroökonomik der Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg.
• Prof. Dr. Christian Merkl ist Professor für Makroökonomik an der 
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg.
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tere Anstrengungen, um die Nutzung von Kurz-
arbeit auszuweiten (z.B. die Übernahme eines 
grö ßeren Anteils der Sozialversicherungs beiträge sei- 
tens der öffentlichen Hand, eine Ver längerung der 
Bezugsdauer, eine weniger strenge Interpretation 
existierender Regeln zur Kurzarbeitsnutzung oder 
aktive Bewerbung des Instrumentes). Wir bezeich- 
nen diese Ad-hoc-Politikmaßnahmen als die diskre-
tionäre Komponente von Kurzarbeit.

REGELGEBUNDE KOMPONENTE DER KURZARBEIT 
ALS AUTOMATISCHER STABILISATOR

Arbeitsmarktentscheidungen sind im Normalfall  
mittel- bis langfristiger Natur und sind somit teil- 
weise vergleichbar zu Investitionsentscheidungen.  
Hierbei werden zwischenzeitlich entstehende Ver-
luste mit Wiedereinstellungskosten und zukünfti-
gem Produktionspotenzial gegengerechnet. Über- 
wiegen die Verluste, kommt es zu Entlassun-
gen. Kurzarbeit verringert zwischenzeitlich ent-
stehende Verluste und verhindert so Entlassun-
gen. Wird dieser Effekt im Rahmen der regelge-
bundenen Komponente erwartet, steigt der Wert 
eines Beschäftigungsverhältnisses, was nicht nur 
zu weniger Entlassungen, sondern auch zu weni- 
ger stark fallenden Einstellungen führt.

Anders als beim Steuersystem lassen sich die 
regelgebundene und die diskretionäre Kompo-
nente der Kurzarbeit nicht direkt beobachten, da 
ins besondere die Interpretation der Zugangsre- 
geln nicht messbar ist. Balleer et al. (2016) verwen-
den deswegen eine mikroökonometrische Schät-
zung auf Basis des IAB-Betriebspanels und schät-
zen die regelgebundene Komponente anhand der 
durchschnitt lichen Elastizität der Kurzarbeiter*in-
nen auf Umsatzveränderungen in Betrieben Die 
Schätzergebnisse werden dann in ein quantitatives 

makroökonomisches Gleich-
gewichtsmodell mit Such- 
arbeitslosigkeit eingespeist. 
Das makroökonomische Mo- 
dell erlaubt kontrafaktische 
Simulationen, z.B. der Ent-
wicklung der Beschäftigung 
in der Großen Rezession mit 
und ohne regelgebundener 
Komponente. Kernergebnis 
der Modellsimulation ist, dass 
die regelgebundene Kom- 
ponente in der Gro-
ßen Rezession bis zu 
450 000 Jobs gesichert hat. 
Ein Teil des deutschen Er- 
folgsmodells Kurzarbeit ist 
daher die langfristige, auto-
matisch stabilisierende Kom- 
ponente.

KONJUNKTURABHÄNGIGE EFFEKTE DER 
DISKRETIONÄREN KOMPONENTE VON 
KURZARBEIT

In der Großen Rezession haben die Bundesregierung 
und die Bundesagentur für Arbeit Kurzarbeit dis-
kretionär stark ausgeweitet.5 Balleer et al. (2016) wei-
sen in diesem Zusammenhang auf die Gefahr von Mit-
nahmeeffekten hin. Diese entstehen, wenn Arbeits-
kräftehortung aus unternehmerischer Sicht sinnvoll 
ist und die entsprechenden Finanzierungsmöglich-
keiten bestehen. Überraschende Änderungen in der 
Kurzarbeitspolitik haben dann wenig Einfluss auf 
die Arbeitslosigkeit, wohl aber auf die Gewinne der 
Unternehmen.

Gehrke und Hochmuth (2019) zeigen mit Hilfe 
eines strukturellen zeitvariierenden vektorautore-
gressiven Modells (Smooth Transition VAR), dass die 
Beschäftigungseffekte der diskretionären Kompo-
nente von Kurzarbeit stark von der Konjunktursitu-
ation abhängen. Je tiefer die Rezession, desto mehr 
Arbeitsplätze können durch diskretionäre Maßnah-
men erhalten werden. In der Großen Rezession hat 
die diskretionäre Komponente der Kurzarbeit bis zu 
400 000 zusätzliche Jobs gerettet (vgl. Gehrke und 
Hochmuth 2019). In Expansionen sind die Beschäfti-
gungseffekte hingegen klein und können sogar nega-
tiv werden.

Gehrke und Hochmuth (2019) finden, dass 
Betriebe, die in der Großen Rezession Kurzarbeit 
nutzten, eher von Kreditbeschränkungen betroffen 
waren. Da Kurzarbeit wie eine Lohnsubvention wirkt, 
5 Beispiele sind das Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und 
Stabilität in Deutschland und das folgende Beschäftigungschan-
cengesetz, das für die Zeit vom 1. Februar 2009 bis 31. März 2012 
vereinfachte Zugangsvoraussetzungen zum Bezug von Kurzarbeiter-
geld schaffte. Ein weiteres Beispiel ist die Verordnungsänderung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, die die Bezugsfrist für 
das konjunkturelle Kurzarbeitergeld in der Zeit vom 1. Januar 2009 
bis zum 31. Dezember 2009 auf 24 Monate verlängerte.
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Anmerkung: Alle Daten sind saisonal bereinigt. Daten bis einschließlich 1992 sind nur für Westdeutschland. Der 
Datenbruch durch die Wiedervereinigung in der Reihe der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten wurde mit 
einer Dummy-Schätzung bereinigt. Die grauschattierten Flächen stellen Rezessionsperioden nach Definition des 
Economic Cycle Research Institute (ECRI) dar.
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit.

Anteil der Kurzarbeiter an der Anzahl der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten in Deutschland

Kurzarbeiter/Beschäftigte in %
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kann das Instrument dazu beitragen Kreditbeschrän-
kungen aufzulösen oder zu mindern.6 In der Großen 
Rezession waren diskretionäre Maßnahmen deshalb 
besonders wirksam. Ein weiterer Grund hierfür kann 
sein, dass Kurzarbeit einen Verlust von Humankapi- 
tal in Arbeitslosigkeit verhindert und so Hysteresis 
Effekten entgegenwirkt. 

Laut Gehrke und Hochmuth (2019) führen Ergän-
zungen zum bestehenden Kurzarbeitsregelwerk zu 
den gewünschten positiven Beschäftigungseffekten, 
sobald die BIP-Wachstumsrate unter 0,5% im Quar-
tal liegt. In Expansionen nahmen dagegen kleine, 
weniger produktive Betriebe Kurzarbeit in Anspruch. 
Somit bewirken diskretionäre Kurzarbeitsmaßnah-
men in Expansionen, dass unrentable Firmen durch 
die Lohnsubventionen künstlich am Leben gehalten 
werden.7

KURZARBEIT HAT IN DER GROSSEN REZESSION 
DEN ARBEITSMARKT STABILISIERT

Zusammengenommen sicherten die regelgebun-
dene und die diskretionäre Komponente der Kurzar-
beit bis zu 850 000 Jobs in der Großen Rezession. Auf 
Basis des starken Rückgangs der gesamtwirtschaftli-
chen Leistung und des Anstiegs der Arbeitslosigkeit 
in früheren Rezessionen wäre aber ein deutlich stär-
kerer Rückgang der Beschäftigung zu erwarten ge -
wesen (vgl. auch Balleer et al. 2016). Folglich waren 
andere Instrumente und Mechanismen ebenfalls von 
Bedeutung, wobei die Rolle und jeweilige Wichtig- 
keit arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen wie Ar -
beitszeitkonten, Lohnzurückhaltung oder der Hartz- 
Reformen bis heute wissenschaftlich äußerst um -
stritten sind. 

FIT FÜR DIE NÄCHSTE KRISE

Welche politikrelevanten Implikationen ergeben sich 
nun mit Blick auf eine kommende Krise? Zum einen 
wird ohne weitere politische Intervention die regel-
gebundene Komponente der Kurzarbeit den Arbeits-
markt in einem sich verschärfenden weltwirtschaft-
liche Abschwung zum Teil automatisch stabilisieren. 
Balleer et al. (2016) zeigen, dass Beschäftigungs- und 
Arbeitslosigkeitsschwankungen mit der regelgebun-
denen Komponente der Kurzarbeit rund ein Fünftel 
geringer ausfallen als ohne diese. Zum anderen sind 
diskretionäre Maßnahmen sinnvoll, sollte sich der 
bevorstehende Abschwung ähnlich dramatisch ent-
wickeln wie die Große Rezession. Hierbei wäre es 
zielführend, die regelgebundene Komponente der 
Kurzarbeit direkt zu stärken, die Konjunkturabhän-
6 Kurzarbeit ermöglicht eine Beschäftigungsanpassung ohne Ent-
lassungen und reduziert somit die Lohnsumme eines Betriebs, was 
dem Unternehmen zu mehr finanziellem Spielraum verhilft.
7 Cooper et al. (2017) bringen theoretisch ein ähnliches Ergebnis 
hervor und argumentieren, dass Kurzarbeit die optimale Realloka-
tion von Arbeitnehmer*innen und Vakanzen über den Konjunktur-
zyklus behindert, was die positiven Effekte dieser Politikmaßnahme 
auf Produktivität und BIP deutlich einschränken kann.

gigkeit der bisher diskretionären Komponente also 
in das Regelwerk mitaufzunehmen. Denkbar wäre ein 
System, bei dem ab einem gewissen Rückgang der 
gesamtwirtschaftlichen Leistung automatisch die 
maximale Bezugsdauer verlängert wird oder ein grö-
ßerer Anteil der Sozialversicherungsbeiträge über-
nommen wird. Sobald sich die Konjunktur wieder sta-
bilisiert hat, würden diese Maßnahmen auto matisch 
wieder reduziert werden. Dies hätte zwei Vorteile: 
Erstens wird vermieden, dass die diskretionäre Kom-
ponente zum falschen Zeitpunkt eingesetzt wird 
und somit starke Mitnahmeeffekte entfaltet. Zwei-
tens würden die Erwartungen der Unternehmen und 
damit der Wert der Beschäftigungsverhältnisse und 
der damit zusammenhängende positive Effekt auf  
die aggregierte Beschäftigung bestmöglich be- 
einflusst. 

Die positiven Effekte der deutschen Kurzar-
beit sind auch darauf zurückzuführen, dass diese in 
der Großen Rezession rein konjunkturell eingesetzt 
wurde. Gerade vor dem Hintergrund des möglicher-
weise zeitgleich zur kommenden Rezession anste-
henden Strukturwandels, z.B. in der Automobilindu-
strie, ist es eine Herausforderung, Kurzarbeit kon-
junkturell und nicht strukturell einzusetzen. Nur 
dann sind die positiven Beschäftigungseffekte aus 
den oben angeführten quantitativen Studien valide 
Referenzpunkte.
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Ulrich Kater*
Kein normaler Abschwung

In der deutschen Konjunktur läuft es alles andere als 
rund. Spätestens seit Herbst letzten Jahres verebbten 
die Jubelmeldungen aus dem längsten Aufschwung 
der neueren deutschen Wirtschaftsgeschichte. Bald 
nach Jahresbeginn stellte sich dann schnell heraus, 
dass die deutsche Industrie bereits im Vorjahr in die 
Rezession gefallen war. War man anfangs noch bereit, 
Sonderfaktoren wie Witterungsbedingungen und Pro-
duktionsprobleme in der Automobilindustrie für den 
Dämpfer verantwortlich zu machen und damit auch 
ein rasches Ende des Produktionsrückgangs vor-
herzusehen, so zeigte sich bald, dass die Probleme 
doch hartnäckiger sind als zunächst angenommen. 

Vor allem sind die Probleme anders als üblich. 
Konjunkturschwankungen in Deutschland speisen 
sich üblicherweise entweder aus geldpolitischen oder 
außenwirtschaftlichen Anlässen (eine Ausnahme bil-
dete die fiskalpolitisch veranlasste Sonderkonjunk-
tur im Zuge der deutschen Wiederver einigung Anfang 
der 1990er Jahre) und sind damit eingebunden in 
den weltweiten Konjunkturzusammenhang. An dem 
großen Einfluss der Weltwirtschaft auf die deutsche 
Konjunktur hat sich nichts geändert: auch die gegen- 
wärtige Schwäche resultiert aus einer weltweiten 
Nachfrageschwäche bei Industriegütern. Verändert 
haben sich jedoch die Einflussfaktoren hinter den 
globalen Schwankungen.

Bis zur Finanzkrise von 2008 war die Geldpolitik 
ein wesentlicher Auslöser für konjunkturelle Schwan-
kungen. Ein neues geldpolitisches Paradigma fokus-
sierte seit den 1980er Jahren auf die Vermeidung 
von Inflation, was insbesondere der US-Notenbank 
die undankbare Rolle eintrug, längere Aufschwungs-
phasen zu beenden, da diese damals noch regel-
mäßig steigende Inflationsraten mit sich brachten. 
In der Zeit vor der Finanzkrise von 2008 war mit dem 
Rückgang der Inflationsraten bereits eine weltweite 
Moderierung des Konjunkturgeschehens feststell-
bar, ein Trend, der damals unter der Überschrift der 
»Great Moderation« diskutiert wurde: Die Konjunk-
turschwankungen nahmen weltweit an Heftigkeit 
ab. Mit den Krisen in vielen Schwellenländern in den 
1990er Jahren kam das Thema der finanzinduzier-
ten Rezessionen auf, das in der großen Finanzkrise 
von 2008 kulminierte. Seither erscheint die Konjunk-
tur wieder anderen Einflussfaktoren unterworfen. Die 
ersten Jahre nach dem tiefen Konjunktureinbruch 
aufgrund der Finanzkrise 2008 standen im Zeichen 
des Auffüllens von großen Output-Lücken, konjunk-
turelle Schwankungen fanden fast nicht statt, was 
zu den ungewöhnlichen langen Aufschwungsphasen, 
sowohl in den USA als auch in Teilen des Euroraums 
führte. Die beiden wesentlichen Schwankungen die-

ser Dekade waren die Euroland-Rezession rund um 
die griechische Schuldenkrise (2013) sowie Schwan-
kungen des Auslastungsgrades im Jahr 2015 aufgrund 
einer befürchteten Wirtschaftsschwäche in China. 

Kennzeichen des Konjunkturgeschehens in der 
Zeit nach der Finanzkrise sind veränderte Rollen der 
Geldpolitik sowie der Geopolitik. Die jetzige Situation 
strukturell niedriger, schwankungsarmer Inflations-
arten hat eine monoton-expansive Geld politik zur 
Folge, was den Konjunkturablauf zunächst ver stetigt, 
wobei deren Langzeitfolgen, über mög liche Verwer-
fungen im Finanzsektor (etwa durch nicht risiko-
adäquate Anleiheprämien, generell zu hohe Ver-
schuldung, Blasenbildung in den Immobiliensekto-
ren, Ungleichgewichte in einzelnen Kreditsegmenten) 
noch nicht benannt werden könnten. Schwankun-
gen in der Konjunktur kommen jetzt – neben den 
immer wirksamen Lagerzyklen in der Industrie – eher 
durch exogene Einflüsse zustande: geo- und handels-
politische Konflikte, fiskalpolitische Maßnahmen in 
den großen Volkswirtschaften China und den USA 
oder eben Instabilitäten im Finanzsektor. Die hier-
durch ausgelösten Schwankungen sind jedoch weni-
ger heftig als die gewohnten zinspolitisch indu- 
zierten Zyklen. Diese verringerte Schwankungsin- 
ten sität ist, zumindest was die deutsche Volkswirt- 
schaft angeht, auf alle Wirtschaftsbereiche zurück- 
zuführen. Man könnte versucht sein, eine stabilere 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den vergan-
genen Jahren auf einen langsam zurückgehenden 
Anteil der Industriesektoren zurückzuführen, in 
denen die Aktivitätsschwankung allgemein höher 
ausfällt als im Bereich der Dienstleistungen. Dieser 
Zusammenhang mag weltweit eine Rolle spielen, ist 
jedoch für Deutschland kaum relevant. Wesentlicher 
ist hier, dass auch im Industriesektor die Variabili- 
tät zurückgegangen ist.

Neue konjunkturelle Einflüsse finden sich auch 
in der Geopolitik. Fragt man etwa, welche Faktoren 
es sind, die den längsten deutschen Konjunkturauf-
schwung in 50 Jahren derzeit gerade beenden, so 
stößt man auf eine Kombination von geopolitischen 
Einflüssen und einer administrierten Wirtschafts-
schwäche in einem der wichtigsten Handelspart-
ner der deutschen Industrie, nämlich China. Dabei 
kam die deutsche Volkswirtschaft aus einer meh-
rere Jahre anhaltenden Sonderkonjunktur, die kein 
anderes EU-Land aufweisen konnte. Die Ausrichtung 
der deutschen Wirtschaft auf Investitionsgüter sowie 
auf die großen Handelspartner USA und insbeson-
dere China bildete das Fundament für eine einzig-
artige Hochkonjunktur, die sich in stark steigenden 
Exportzahlen, durch die Decke schießenden Stim-
mungsindikatoren sowie haussierenden Aktienkur-
sen in der deutschen Industrie niederschlugen. Und 
es sind nicht nur die von der US-Regierung betrie-
benen Unterminierungen der freien Welthandels- 
ordnung, sondern ebenso Strukturverschiebungen 
in der Weltwirtschaft, die diese exorbitante Dynamik 

* Dr. Ulrich Kater ist Chefvolkswirt bei der Deka Bank, Frankfurt am 
Main.
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beendet haben. Denn neben den Unsicherheiten durch 
die amerikanisch-chinesischen Auseinandersetzun-
gen ist eine abnehmende Welthandelsintensität schon 
seit längerem zu beobachten. Die langsame Verschie-
bung des chinesischen Wirtschaftsmodells hin zur  
Binnenwirtschaft, die allgemeine Drift von der Indus-
trie hin zu den Dienstleistungssektoren sowie ein 
gewisser Abschluss des stürmischen Aufbaus interna-
tionaler Produktionsketten mögen hier zusammen-
spielen. Zwar kommen die deutschen Industrieunter-
nehmen von hohen Auftrags- und Auslastungspols-
tern, jedoch sind diese zunehmend aufgebraucht. 
Vermutlich wird sich die alte Dynamik in der interna-
tionalen Industrienachfrage so bald auch nicht wie-
der einstellen. Glücklicherweise gibt es jedoch auch 
keine Überinvestitionskrise bei den deutschen Unter-
nehmen. Denn selbst in der zurückliegenden Phase 
der Hochkonjunktur blieben die Firmen zurückhal-
tend in ihren Erweiterungsinvestitionen. Hierin drü-
cke sich einerseits ein gewisses Misstrauen dagegen 
aus, ob die gerade abgeschüttelte Finanzkrise tat-
sächlich überwunden war oder nicht gleich wieder in 
Form neuer Finanzdesaster vor der Tür stand. Ande-
rerseits war wohl auch das Bewusstsein vorhanden, 
dass eine derartige Dynamik in der internationalen 
Nachfrage nicht von Dauer sein würde. Auch ange-
sichts der Länge des bereits hinter ihnen liegenden 
verzichteten viele Unternehmen in den vergange-
nen Jahren auf Kapazitätserweiterungen und lehn-
ten stattdessen eher Aufträge ab, die mit den beste-
henden Kräften nicht mehr abzuarbeiten waren. Dies 
hat den Vorteil, dass die gegenwärtige Nachfrageein- 
trübung nicht auch noch Abschreibungen oder gar 
Kreditausfälle im Unternehmenssektor vertieft wird. 

Ein Sonderkapitel dieser konjunkturellen Schwä-
chephase ist die besondere Lage einer Schlüssel-
industrie der deutschen Wirtschaft, dem Automobil-
sektor. Die zyklischen Komponenten eines weltweiten 
Nachfragerückgangs und der Unsicherheiten rund um 
den Welthandel werden hier verstärkt durch den tech-
nologischen Wandel. Dieser könnte sowohl bei den 
großen Originalausrüstern als auch in der Zuliefer-
industrie für eine dauerhaft niedrigere Wertschöp-
fung gegenüber heute sorgen. Dieser Strukturwandel 
ist zwar ein langjähriger Prozess, zahlt allerdings auf 
die gegenwärtig konjunkturell eingetrübte Lage des 
Sektors zusätzlich ein.

Das Gegengewicht einer weiterhin starken Bin-
nenwirtschaft ist weiterhin vorhanden: Angesichts 
einer sehr kräftigen Entwicklung der Reallöhne über 
viele Jahre hinweg sowie kaum vorhandener Arbeits-
platzängste bleibt das Konsumklima in Deutsch-
land bislang trotz jüngster Rückgänge kräftig. Eine 
starke Binnennachfrage ist der Grund, warum die 
teilweise dramatische Eintrübung im Industriesek-
tor nicht stärker auf die Gesamtwirtschaft durchge-
schlagen ist. Gesamtwirtschaftlich wird die Rezession 
in Deutschland nicht tief ausfallen. Dies wird auch 
dadurch unterstützt, dass der größte Handelspart-

ner Deutschlands – »Resteuropa«- von den gegen- 
wärtigen Abwärtsbewegungen in der Weltwirtschaft 
we niger betroffen ist. Das kann sich zwar noch än-
dern, wenn etwa die Handelsstreitigkeiten mehr und 
mehr auf das europäisch-amerikanische Verhältnis 
durchschlagen oder wenn der harte Brexit im Herbst 
oder zum Jahreswechsel der Konjunktur im Euro-
land einen weiteren negativen geopolitischen Schock 
präsentiert. Aber diese allmähliche Entwicklung gibt 
auch der Wirtschaftspolitik Zeit, überlegte Reak- 
tionen auszuarbeiten und nicht mit hektischen Pro-
grammen reagieren zu müssen.

Insgesamt lassen sich in der gegenwärtigen Kon- 
junktureintrübung gegenüber herkömmlichen Kon-
junkturschwankungen einige Besonderheiten fest- 
stellen:

‒ Die konjunkturelle Abschwächung ist von einer 
weltweit rückläufigen Industrienachfrage getrie-
ben. Diese ist jedoch zu einem großen Teil Aus-
druck der Normalisierung einer außergewöhn-
lichen Sonderkonjunktur.

‒ Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene bleibt die kon-
junkturelle Abschwächung dank einer robus-
ten Binnendynamik und eines widerstandsfähi-
gen Arbeitsmarktes sehr moderat. Erst bei einer 
anhaltenden oder sich verschärfenden Rezession 
im Industriesektor sind hier deutliche Beeinträch-
tigungen zu erwarten.

‒ Die Nachfragerückgänge in der Automobilindus-
trie sind nur teilweise zyklisch, teilweise jedoch 
strukturell, insbesondere in der Zulieferindustrie.

‒ Geo- und handelspolitische Einflüsse sorgen für 
investitionshemmende Unsicherheiten. Hier müs-
sen die Unternehmen eine Neubewertung ihrer 
weltweiten Produktions- und Absatzmöglich-
keiten vornehmen. Auch dies sind strukturelle, 
weniger konjunkturelle Einflüsse.

Von einer solchen Diagnose aus müssen Überlegun-
gen für wirtschaftspolitischen Handlungsbedarf star-
ten. Dass sich die Konjunktur nicht im freien Fall be-
findet und dass für die privaten Haushalte nicht die 
Perspektive neuer Massenarbeitslosigkeit besteht, 
deutet darauf hin, dass dies keine typische Situation 
ist, in der große Konjunkturprogramme schnell eine 
Erwartungsumkehr bei den Akteuren hervorrufen 
müssen. Vielmehr sind neben den ohnehin vorhan-
denen automatischen Stabilisatoren in einer sozialen 
Marktwirtschaft die mittlerweile zur Bordausstattung 
gehörenden Maßnahmen zur Abfederung von Auslas-
tungsschwankungen, wie Ausnutzung von Arbeits-
zeitguthaben oder Kurzarbeit ausreichende Mittel, 
um den Auslastungsrückgängen dort zu begegnen, 
wo sie auftreten. 

Eine Besonderheit der gegenwärtigen Konjunk-
turlage ist auch, dass die Geldpolitik ihre Mittel zur 
Konjunkturstabilisierung weitgehend ausgeschöpft 
hat. Ihre Fähigkeit, innerhalb des herrschenden Para-
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digmas durch immer neuer Liquiditätsprogramme 
die wirtschaftlichen Erwartungen noch positiv zu 
beeinflussen, ist erschöpft. So ließen die diesjährigen 
Ankündigungen neuer geldpolitischer Programme 
durch Fed und EZB die Inflationserwartungen mehr 
oder weniger unbeeindruckt, im Gegenteil: An den 
Anleihemärkten stürzten die Renditen regelrecht 
ab, was darauf hindeutet, dass die Finanzmarktteil-
nehmer den Maßnahmen keine oder sogar nega-
tive Wirkungen auf Wachstum und Inflation mehr 
zutrauen. Die Geldpolitik befindet sich wahrschein-
lich am Vorabend eines Paradigmenwechsels, der 
der jüngeren Veränderungen in der makroökonomi- 
schen Mechanik (Verschwinden der Inflation, we -
sentlich flachere Phillips-Kurve) Rechnung tragen 
wird. Da eine solche Neubesinnung jedoch naturge-
mäß einige Zeit benötigt – und häufig erst als Reaktion 
auf einschneidende Ereignisse erfolgt – sollten neue 
Impulse von der monetären Seite für eine geraume 
Zeit nicht mehr zu erwarten sein.

Bleibt die Frage, welche Art von Konjunkturpro-
gramm denn der gegenwärtigen Lage angemessen 
sind. Da die zyklische Komponente beim gegenwär-
tigen Rückgang der Auslastung gering ist, sind klas-
sische Konjunkturmaßnahmen fehl am Platz. Noch 
ist die kritische Masse an selbstverstärkenden Re- 
zes sionserwartungen nicht erreicht, sind die animal 
spirits noch gar nicht in der Fläche so negativ. Gegen 
den neuen Protektionismus hilft darüber hinaus 
weder Geld- noch Finanzpolitik. Dazu kommt, dass 
ein klassisches Instrument der direkt wirksamen Mit-
tel, nämlich staatliche Investitionen in physische In -
frastruktur angesichts von Planungszeiträumen, die 
in Deutschland mittlerweile eher in Jahrzehnten als 
in Jahren zu rechnen sind, wohl schwerlich mehr als 
Konjunkturpolitik zu bezeichnen sind – zumal sie mit 
dem Bausektor in einer Branche aufschlagen würden, 
die gegenwärtig am weitesten von der Rezession ent-
fernt liegen. 

Ein Leitgedanke einer der Lage angemessenen 
Wirtschaftspolitik könnte aus einer anderen Richtung 
kommen: Nicht nur die konjunkturelle Perspektive, 
sondern auch die Wachstumsaussichten haben abge-
nommen. Die gegenwärtigen Potenzialschät zungen 
deuten für alle großen Volkswirtschaften von den 
USA bis zu Japan einen langfristig niedrigeren Wachs-
tumspfad als in den vergangenen Dekaden an. Es ist 
wohl sinnvoller, die Blicke weg von hektischen Maß-
nahmen zur Stabilisierung der laufenden »Rezession« 
zu lenken, sondern sich eher Gedanken zu machen 
über die Förderung des Wachstums in demogra-
fisch absehbar finsteren Zeiten. Das kann mit Über-
legungen zu einer Unternehmenssteuerform, einer 
Beschleunigung von Planungsverfahren für Infra-
struktur und einer erhöhten Personalausstattung des 
Bildungssektors beginnen. Ganz sicher ergäben sich 
aus einem solchen Programm auch positive konjunk-
turelle Erwartungs effekte, wenn seine Ankündigung 
in diese konjunkturell unsichere Phase fallen würde.

Felix Pakleppa*
Plädoyer für eine Versteti
gung der Rahmenbedin
gungen für Investitionen

Die konjunkturelle Eintrübung, die insbesondere 
das Verarbeitende Gewerbe spürt, ist in unseren 
Auftragsbüchern bisher nicht zu verzeichnen, auch 
weil der Großteil der Bauinvestitionen, der von der 
gewerblichen Wirtschaft beauftragt wird, durch den 
Dienstleistungsbereich erfolgt. Die realen Bauinves-
titionen des Verarbeitenden Gewerbes, der Energie- 
und Wasserversorgung sind nur etwa halb so hoch 
wie die des Dienstleistungsbereiches. Die positive 
Konjunkturent wicklung der letzten Jahre hat den 
privaten Konsum angetrieben, was Investitionen in 
Handels- und Lagergebäude stützt. Die Zunahme 
an Erwerbstätigkeit schlägt sich vor allen Dingen im 
Dienstleistungs bereich nieder, dies führt zu einem 
erhöhten Bedarf an Büroflächen. Und der Dienst-
leistungsbereich bleibt weiter auf Wachstumskurs: 
Zum September 2019 hat das Statistische Bundes-
amt zu ausgewählten Dienstleistungsbereichen den 
höchsten Stand der Umsatzentwicklung seit Beginn 
der Erfassung im Jahr 2003 gemeldet.

Gleichwohl sehen wir im Wirtschaftsbau ein am-
bivalentes Bild. Während der Orderzugang am aktu-
ellen Rand hoch bleibt, zeigen sich die Baugeneh- 
migungen schon stark eingebremst. Mit einem Tem-
poverlust bei der Umsatzentwicklung im Wirtschafts-
bau rechnen wir daher ab dem 4. Quartal 2019. 

Stabilisierend auf die Bautätigkeit insgesamt 
wirkt aber weiter die hohe Nachfrage im Wohnungs-
bau; auch mit einem erheblichen Bauüberhang. Der 
öffentliche Bau sollte von der stetigen Steigerung der 
Mittel des Bundes in die Infrastruktur profitieren. 

Die deutsche Bauwirtschaft setzte im Jahr 2018 
mehr als 350 Mrd. Euro an Bauinvestitionen für die 
Volkswirtschaft um und damit fast 50% mehr als noch 
im Jahr 2010. Der Aufschwung hält im achten Jahr an. 
Und wir blicken auch angesichts der nachhaltigen  
Auftragslage optimistisch auf die Umsatzentwick- 
lung im Bauhauptgewerbe im laufenden und kom-
menden Jahr. 

Für dieses Jahr erwarten wir eine Umsatzentwick-
lung von nominal + 9% und real + 3%. Für 2020 rech-
nen wir aus heutiger Sicht mit einem Umsatzwachs-
tum von ca. + 5% auf ca. 145 Mrd. Euro, etwa in Höhe 
der erwarteten Preisentwicklung. Dies bedeutet eine 
reale Verstetigung des erreichten hohen Niveaus bei 
der Umsatzentwicklung. 

Ein solch langanhaltendes Wachstum gab es in 
der Bauwirtschaft seit der Wiedervereinigung nicht. 
Es drängt sich geradezu die Frage nach der weiteren 
Perspektive auf. 

* Felix Pakleppa ist Hauptgeschäftsführer des Zentralverbands 
Deutsches Baugewerbe.



19

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ifo Schnelldienst 18 / 2019 72. Jahrgang 26. September 2019

Felix Pakleppa

Die Jahre nach dem Mauerfall waren vor allen 
Dingen durch eine Neu- und Wiederaufbauphase 
in den neuen Ländern geprägt, in der die Bau- 
unternehmen sowohl in Personal als auch Geräte mit 
der Erwartung eines langanhaltenden Aufschwun- 
ges deutlich investiert hatten. Doch bereits im Jahr 
1996 setzte ein Anpassungsprozess der Kapazitä- 
ten ein, begleitet von vielen Insolvenzen und einer 
Halbierung der Zahl der Beschäftigten. Erst das  
Jahr 2011 markiert einen Wendepunkt in der Ent- 
wicklung.

Seither hat die deutsche Bauwirtschaft bereits 
wieder über 130 000 Beschäftigte neu eingestellt.  
Die Bauunternehmen investieren auch wieder nach-
haltig in Maschinen und Geräte. Seit 2010 haben sie 
diese Investitionen um 100% erhöht. Die Bauunter-
nehmen treiben ihre Investitionen stärker voran als 
die übrigen Wirtschaftsbereiche. 

WAS GIBT DEN BAUUNTERNEHMEN NUN WIEDER 
DIESE ZUVERSICHT? 

Gesperrte Brücken, unzureichend sanierte Straßen, 
eine ins Alter gekommene Infrastruktur, ein Investi-
tionsstau bei Schulen und Kitas und ein ungedeck-
ter Wohnraumbedarf: Der Slogan »Deutschland ist 
gebaut« hatte sich Anfang der 2000er Jahre bei der 
Politik festgesetzt – und hat sich offensichtlich als 
unrichtig erwiesen. Deutschland hat einen erkenn-
bar hohen Investitionsbedarf in Infrastruktur und 
Gebäude aber auch in den Breitbandausbau. Politisch 
ist das nun auch erkannt:

In dieser Legislaturperiode sind im Rahmen einer 
Wohnraumoffensive u.a. Maßnahmen zur Aktivie-
rung von Bauland, der Planungsbeschleunigung und 
zum Baukindergeld beschlossen worden. Die Förde-
rung des sozialen Wohnungsbaus kann wieder unter  
Be  teiligung des Bundes fortgeführt werden. Im Miet-
wohnungsbau soll eine, allerdings befristete, Son-
derabschreibung den Wohnungsbau ankurbeln. 

Die Sanierung der Infrastruktur ist über einen 
Investitionshochlauf angeschoben. Wurden bis 2015 
noch ca. 10 Mrd. Euro jährlich in die Infrastruktur 
investiert, wurde das Budget bis 2020 auf über 15 Mrd. 
Euro angehoben. 

DIE VERBESSERUNG DIESER RAHMEN-
BEDINGUNGEN ZEIGT WIRKUNG

Die Bauoffensive ist erlebbar: Wurden im Jahr 2010 
gerade noch 160 000 Wohneinheiten fertiggestellt, 
so waren es 2017 und 2018 jeweils fast 300 000 WE. 
Jeder, der mit dem Auto unterwegs ist, kommt um 
sie nicht herum: die aktuell mehr als 500 Baustellen 
allein auf Autobahnen und Fernstraßen. Dazu bis zu 
850 Baustellen pro Tag bei der Deutschen Bahn. Und 
die Bauoffensive braucht viel Personal. Personal, 
das wir stetig aufbauen und mit dem wir langfristig 
planen.

Die langanhaltende Investitionszurückhaltung 
hat schließlich dazu geführt, dass wir nun in allen 
Bereichen gleichzeitig »angreifen« müssen. Dies in der 
Zukunft zu vermeiden, verlangt, Rahmenbedingun- 
gen zu verstetigen, um ein adäquates, stetiges Inves-
ti tionsniveau aufrecht zu erhalten. 

Befristete Maßnahmen im Wohnungsbau, wie die 
Sonder-Afa, geben keine Sicherheit für einen nach-
haltigen Kapazitätsaufbau. Gutachten zeigen, dass 
die Anpassung der linearen Afa dauerhaft von 2% auf 
3% sachlich gerechtfertigt ist. Sie sollte umgesetzt 
werden.

Bei der Infrastruktur ist es erforderlich, dass 
trotz Ausbleiben der erwarteten Mauteinnahmen aus 
der geplanten Pkw-Maut nun die Investitionslinien 
bei der Infrastruktur bei gut 15 Mrd. Euro jährlich, 
wie auch im Bundesverkehrswegeplan 2030 veran-
schlagt, vom Bund weiter bereitgestellt werden. Die 
Steigerung ist ambitioniert, sowohl auf der Seite der 
öffentlichen Hand als auch bei der Umsetzung der 
Projekte durch die Bauwirtschaft. 

Über viele Jahre hatte die öffentliche Hand ihre 
Planungskapazitäten deutlich niedrigeren Inves-
titionsbudgets angepasst und Personal abgebaut. 
Hier kommt es nun darauf an, Bauherrenkompe-
tenz zurück zu erlangen. Jetzt steht im Vordergrund, 
zügig baureife Projekte an den Start zu bringen. Die 
Bauwirtschaft hat daher die Initiativen des Verkehrs-
ministeriums zur Gründung einer Infrastrukturgesell-
schaft und zur Planungsbeschleunigung begrüßt.

Die schwierige Lage der öffentlichen Haushalte 
und die seit 2009 geltende Schuldenbremse haben 
zu einem Investitionsstau bei der öffentlichen Infra-
struktur geführt. Während es Bund und Ländern 
gerade noch gelingt, den Verschleiß gegenzufinan-
zieren, ist dies bei den Kommunen seit über zehn Jah-
ren nicht mehr gegeben. So konnten die Kommunen 
in den 1990er Jahren noch 70% der öffentlichen Bau-
ausgaben stemmen, heute sind es nur noch 55%. 

Der Investitionsrückstand der Kommunen liegt 
nach aktuellen Untersuchungen der KfW 2018 bei 
138 Mrd. Euro.1 Schulen (inkl. Erwachsenenbildung) 
mit rd. 42,8 Mrd. Euro und die Straßen und Ver-
kehrsinfrastruktur mit rd. 36,1 Mrd. Euro machen 
wie auch in den Vorjahren den größten Anteil des 
wahrgenommenen Investitionsrückstands aus. Mit 
31% bzw. 26% ist ihr Anteil am Gesamtinvestitions-
rückstand sogar leicht angestiegen. Rund ein Zehn-
tel des wahrgenommenen Investitionsrückstands 
entfällt mit ca. 14 Mrd. Euro weiterhin auf die öffent-
lichen Verwaltungsgebäude.

Die Handlungsspielräume bleiben eng, da die Ver-
schuldung in den Kommunen nach wie vor hoch ist. 
Hier braucht es strukturelle Veränderungen, um Kom-
munen wieder in die Lage zu versetzen, zu investie- 
ren. Jede fünfte Kommune unterlag in den letzten 
beiden Jahren der Kommunalaufsicht und arbeitete 
1 DIfU und KfW (2019), KfW Kommunalpanel 2019, Juni, verfügbar 
unter: difu.de/12625.
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unter einem Haushaltssicherungskonzept. Insbe-
sondere größere Städte sind davon betroffen. Bezo-
gen auf die Gesamtbevölkerung bedeutet dies, dass 
knapp ein Viertel der deutschen Bevölkerung in einer 
Kommune lebt, die aktuell unter einem Haushaltssi-
cherungskonzept arbeitet.

Um die Kommunen wieder in die Lage zu verset-
zen, adäquat zu investieren, gibt es Anregungen der 
»Fratzscher-Kommission«, Kommunen zu entschul-
den, Planungskapazitäten interkommunal aufzu-
stellen und den derzeit im Rahmen des letzten Kon-
junkturpaketes aufgelegten Kommunalinvestitions-
fonds dauerhaft aufzulegen.2 Diese Komponenten 
könnten die Investitionstätigkeit der Kommunen wie-
der nachhaltig beleben. Einzelne Bundesländer fah-
ren jetzt Konzepte zur Entlastung der Kommunen. Bei-
spielhaft kann hier das Land Hessen genannt werden, 
das kommunale Kassenkredite in Höhe von 4,9 Mrd. 
Euro übernommen hat. 

Vor dem Hintergrund des hohen Investitions-
staus, der günstigen Finanzierungsbedingungen, 
gerade für die öffentliche Hand, begrüßen wir den 
Vorschlag des IW Köln zur Auflage eines investiven 
»Deutschlandfonds« über 450 Mrd. Euro für die nächs-
ten zehn Jahre. Dies wäre eine klare Perspektive für 
einen weiteren Kapazitätsausbau.

Bei allen anstehenden politischen Entscheidun-
gen, wie z.B. zum Klimaschutz, zum Gebäudeenergie-
gesetz, zum Mietrecht oder zur Grundsteuer sollten 
sich daraus ergebende Veränderungen auf die Nach-
haltigkeit und Wirtschaftlichkeit von Investitionen 
bedacht werden.

Vor dem Hintergrund der Konjunktureintrübung 
wurde vom ifo Institut schließlich auch die Frage 
gestellt, ob nicht jetzt die gesetzlichen Möglichkeiten 
geschaffen werden sollten, dass der Arbeitsminis- 
ter im Krisenfall sofort mit der während der Finanz-
krise erfolgreichen erweiterten Kurzarbeit reagieren 
kann. 

Die Bauwirtschaft reflektiert angesichts der der-
zeitigen Auslastung nicht auf ein solches Instrumen-
tarium. Gleichwohl verfügt sie über sehr positive Erfah-
rungen bei der Nutzung flexibler, von den Tarifver-
tragsparteien des Bauhauptgewerbes geschaffenen 
Instrumenten, zur Vermeidung von Kündigungen:

Die Bau-Tarifvertragsparteien konnten beobach-
ten, dass das kalte und nasse Wetter in der Winter-
zeit zu einem Anstieg von Kündigungen führte. Wenn 
witterungsbedingt Aufträge nicht ausgeführt werden 
konnten, musste der Arbeitgeber bis dato das Lohn-
zahlungsrisiko tragen. Kündigungen wiederum führ-
ten zu erheblichen Einkommenseinbußen bei den 
Arbeitnehmern. 

2 Stellungnahme der Expertenkommission im Auftrag des Bundes-
ministers für Wirtschaft und Energie Sigmar Gabriel »Stärkung von 
Investitionen in Deutschland«, 12. Dezember 2016, verfügbar unter: 
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/S-T/stellungnah-
me-expertenkommission-staerkung-von-investitionen-in-deutsch-
land.pdf?blob=publicationFile&v=4.

Vor diesem Hintergrund entwickelten die Bau- 
Tarifvertragsparteien das Konzept eines »Saison- 
Kurzarbeitergeldes«, das im Jahr 2006 vom Ge setz-
geber umgesetzt wurde. 

Gesetzliche und tarifliche Regelungen schaf-
fen nun die notwendige Flexibilität, um die Win-
terzeit ohne Entlassungen überbrücken zu können. 
Die Lohnausfälle werden weitgehend durch das Sai-
son-Kurzarbeitergeld kompensiert. Gleichzeitig 
setzt das sogenannte Zuschuss-Wintergeld einen 
Anreiz dafür, dass Arbeitnehmer nicht das, durch Bei-
träge zur Arbeitslosenversicherung finanzierte, Sai-
son-Kurzarbeitergeld in Anspruch nehmen, sondern 
stattdessen Arbeitszeitguthaben einsetzen. Dafür 
erhalten sie einen Zuschuss. Arbeitnehmer, die in der 
Schlechtwetterzeit arbeiten, erhalten ein sogenann-
tes Mehraufwands-Wintergeld. 

Die Arbeitgeber erhalten eine Erstattung der 
von ihnen für die Saison-Kurzarbeiter gezahlten 
Sozial versicherungsbeiträge. Finanziert werden 
Zuschuss-Wintergeld, Mehraufwands-Wintergeld und 
Sozialaufwandserstattung durch eine von den Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern gemeinsam aufgebrachte 
Winterbauumlage, die von der brancheneigenen Sozi-
alkasse für die Bundesagentur für Arbeit eingezogen 
wird.

Die Initiative der Bau-Tarifvertragsparteien war 
ein echter Erfolg. Schon die Evaluation der Regelung 
im ersten Jahr zeigte, dass die Winterarbeitslosig-
keit in den Bauberufen 35% zurückgegangen ist. Die 
Arbeitslosenversicherung wurde um 320 Mio. Euro 
entlastet.
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In der aktuellen konjunkturellen Abschwächung 
gerät der Einsatz von Kurzarbeitsregelungen wie-
der verstärkt in den Fokus. Durch Kurzarbeit sol-
len Unternehmen, die sich einer vorübergehend 
schwachen Auftragslage gegenübersehen, durch 
eine Reduktion der Personalkosten entlastet wer-
den. Gleich zeitig sollen die betroffenen Mitar- 
beiter und deren firmenspezifisches Wissen im 
Unternehmen gehalten werden. Sind die sozial-
rechtlichen Voraussetzungen nach §95f SGB II er- 
füllt1, wird betroffenen Arbeitnehmern aktuell ein 
Lohn ersatz in Höhe von 60% des ausgefallenen des 
Nettoentgelts von der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) ausgezahlt. Ist ein Kinderfreibetrag von min-
destens 0,5 auf der Lohnsteuerkarte eingetragen, 
erhöht sich der Leistungssatz auf 67%. Die Kosten 
hierfür werden von der Arbeitslosenversicherung 
getragen. Die Bezugsdauer ist grundsätzlich auf 
zwölf Monate begrenzt und kann – wie im Zuge der 
großen Rezession geschehen – durch den Gesetz-
geber auf bis zu 24 Monate ausgeweitet werden.  
Aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive ist das  
Kurzarbeitergeld damit einer der automatischen 
Stabilisatoren, der in einer konjunkturellen Schwä-
chephase Lohn- und Gehaltseinbußen durch staat-
liche Trans ferleistungen zumindest teilweise kom- 
pensiert.

Das konjunkturelle Kurzarbeitergeld wird in 
der Regel fast ausschließlich von Firmen in unter-
nehmensnahen Wirtschaftszweigen in Anspruch 
ge  nommen. Hiervon entfallen üblicherweise ca.  
80% der Kurzarbeiter auf das Verarbeitende 
Gewerbe. Neben konjunkturellen Gründen kann 
Kurzarbeitergeld auch aufgrund von saisonalen 
Gründen (»Saisonkurz arbeit«) oder bei betrieb- 
lichen Restrukturierungen mit dauerhaftem Ar -
beitsausfall (»Transferkurzarbeit«) beantragt wer-
den. Die nachfolgende Analyse betrachtet aus-
schließlich die konjunkturelle Kurzarbeit.

1 Nach §95ff SGB II besteht Anspruch auf Kurzarbeitergeld, wenn 
ein erheblicher Arbeitsausfall mit Entgeltausfall vorliegt (aufgrund 
wirtschaftlicher Gründe oder eines unabwendbaren Ereignisses, 
vorübergehend, nicht vermeidbar und im jeweiligen Kalendermonat 
mindestens ein Drittel der Beschäftigten betreffend), im Betrieb min-
destens ein Arbeitnehmer beschäftigt ist, das Arbeitsverhältnis der 
betroffenen Arbeitnehmer fortgesetzt werden soll und der Arbeits-
ausfall bei der Bundesagentur für Arbeit angezeigt worden ist. 

KURZARBEIT IN VERGANGENEN REZESSIONEN

Vor allem in der großen Rezession in Folge der Fi -
nanzkrise 2008/2009 kam die (konjunkturelle)  
Kurzarbeit massiv zum Einsatz. Auf dem Hoch- 
punkt im Mai 2009 waren ca. 1,5 Mio. Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in Kurzarbeit (vgl. Abb. 1). 
Dies entsprach mehr als 3,5% aller Erwerbstäti-
gen in Deutschland. Hiervon waren ca. vier von fünf  
Kurzarbeiter im Verarbeitenden Gewerbe tätig,  
was mehr als 15% der Beschäftigten in diesem 
Wirtschafts bereich entsprach. In einer Umfrage des 
ifo Instituts gaben seinerzeit mehr als die Hälfte  
der Firmen im Verarbeitenden Gewerbe an, kurz zu 
arbeiten. 

In der deutlich weniger starken Rezession 
2012/2013 kam die (konjunkturell bedingte) Kurz-
arbeit ebenfalls zum Einsatz, wenngleich in weitaus 
geringerem Maße. Ausgehend von einem Tiefstand 
von ca. 34 000 im August 2012 verdreifachte sich  
die Zahl der Kurzarbeiter auf knapp über 103 000 
(hiervon 85 000 im Verarbeitenden Gewerbe) im 
Januar 2013 (vgl. Abb. 2). Entsprechend stieg der 
Anteil der Firmen im Verarbeitenden Gewerbe, die 
im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage davon berich-
teten, in Kurzarbeit zu sein, von 2,8% Mitte 2012 auf 
5,6% zum Jahreswechsel 2012/2013.

KURZARBEIT NIMMT SEIT ANFANG DIESES 
JAHRES WIEDER DEUTLICH ZU

Im Herbst 2019 droht der deutschen Wirtschaft 
erneut eine Rezession (vgl. Wollmershäuser 2019). 
Bereits seit einem Jahr sinkt die Wertschöpfung im 
exportorientierten Verarbeitenden Gewerbe. Mitt-
lerweile mehren sich die Anzeichen, dass sich die 
Industrieschwäche auch auf andere Bereiche der 
deutschen Wirtschaft überträgt. So hat sich das 
Geschäftsklima in den Dienstleistungssektoren 
sowie im Baugewerbe in den vergangenen zwölf 
Monaten zum Teil deutlich verschlechtert. Dazu 
hat beigetragen, dass die Konjunkturschwäche ihre 
Spuren mittlerweile auf dem Arbeitsmarkt hinter-
lässt. Während die Beschäftigung im Verarbeiten-
den Gewerbe bereits seit dem Frühjahr sinkt, kam 
auch der bislang kräftige Zuwachs bei den privaten 
Dienstleistern und im Baugewerbe im Sommer zum 
Erliegen. Die Arbeitslosigkeit stieg im August bereits 
den vierten Monat in Folge. 

Vieles spricht dafür, dass auch die Kurzarbeit 
zuletzt merklich zugenommen hat. Diese Entwick-
lung lässt sich allerdings nur sehr unzureichend 
aus der offiziellen Statistik der Bundesagentur für 
Arbeit ableiten, da die Daten über realisierte Kurz-
arbeit erst mit einer Wartezeit von fünf Monaten ver-
öffentlicht werden. Somit steht als aktuellste Rea-
lisation lediglich die Anzahl der konjunkturbeding-
ten Kurzarbeiter im Februar 2019 zur Verfügung, die 
mit 28 000 noch recht niedrig ausfiel. Darüber hin-

* Dr. Sebastian Link ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am ifo Zent-
rum für Makroökonomik und Befragungen. 
** Prof. Dr. Timo Wollmershäuser ist Stellvertretender Leiter des 
ifo Zentrums für Makroökonomik und Befragungen und Leiter der 
Konjunkturforschung und -prognosen.
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aus veröffentlicht die BA Hochrechnungen und Prog-
nosen bis zum aktuellen Rand, die auf Basis vor- 
läufiger Daten erstellt werden. Diese Prog- 
nosen sehen für September einen Anstieg auf 
41 000 Kurzarbeiter vor. Tendenziell wurden diese 
Schätzungen in den vergangenen Monaten je- 
doch nach oben revidiert. Zum Beispiel ging die  
BA Ende Juni 2019 von 38 000 Kurzarbeitern im  
gleichen Monat aus, während sie inzwischen damit 
rechnet, dass 45 000 Arbeitnehmer im Juni in Kurzar-
beit waren (vgl. Bundesagen-
tur für Arbeit 2019a; 2019b). 

Im Gegensatz zu den offi-
ziellen Zahlen der Bundes-
agentur für Arbeit liegt das 
Ergebnis der ifo Umfrage zur 
Kurzarbeit ohne nennens-
werte Zeitverzögerung vor. 
Der ifo Umfrage von Sep-
tember zufolge fahren der-
zeit 5,5% der Unternehmen 
im Verarbeitenden Gewerbe 
Kurzarbeit. Auf seinem letz-
ten Tiefstand Ende 2017 hatte 
der Anteil nur 0,5% betragen. 
Seitdem steigt er fast konti-

nuierlich an. Darüber hinaus 
erwarten 12,4% der Unter-
nehmen im Verarbeiten-
den Gewerbe Kurzarbeit in 
den kommenden drei Mona-
ten. Damit hat die Anzahl der 
Unternehmen, die gegenwär-
tig angeben, kurz zu arbei-
ten, ein Niveau erreicht, das 
zuletzt auf dem Hochpunkt 
der Rezession 2012/2013 
gemessen wurde. Wie zuvor 
beschrieben, stieg die Anzahl 
der Kurzarbeiter damals auf 
knapp über 100 000 Per-
sonen an. Angesichts die-
ser Erfahrung und des oben 
gezeigten engen statistischen 
Zusammenhangs zwischen 
der letztlich realisierten An-
zahl der Kurzarbeiter und 
der ifo Umfrageergebnisse 
spricht vieles dafür, dass die 
tatsächliche Anzahl der sich 
aktuell in Kurzarbeit befind- 
lichen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer spürbar  
über den aktuellen Schätz-
werten der Bundesagentur für 
Arbeit liegt. 

Der ifo Umfrage zufolge 
konzentriert sich die Kurzar-
beit in der deutschen Indus-

trie gegenwärtig auf sieben Branchen (vgl. Abb. 3). 
Die Textilindustrie ist mit einem Anteil von 20%  
der Firmen am stärksten betroffen. Weiter folgen 
Unternehmen, die elektrische Ausrüstungen her-
stellen, mit einem Anteil von 11% und Firmen in der 
Metallerzeugung und -bearbeitung mit 10% sowie in 
der Herstellung von Metallerzeugnissen mit 9%. Im 
Maschinenbau sind es 7%, bei Autos und Autoteilen 
7% und in der Herstellung von Papier, Pappe und 
Waren daraus 6% der Unternehmen.
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»RETTET« KURZARBEIT JOBS? 

Während die Funktion der Kurzarbeit als auto- 
matischer Konjunkturstabilisator weitgehend un- 
umstritten ist, wird in der wissenschaftlichen Lite- 
ratur intensiv die Frage diskutiert, ob sie den Ver- 
lust von Arbeitsplätzen – insbesondere in der Gro- 
ßen Rezession – verhindert hat. Die überwie-
gende Mehrheit der Studien findet einen positiven 
Effekt von Kurzarbeit und führt einen Großteil des  
ausgebliebenen Anstiegs der Arbeitslosigkeit wäh-
rend der Krise 2008/2009 auf deren Einsatz zu- 
rück. So schätzen z. B. Boeri und Brücker (2011), 
dass die Kurzarbeitsregelung in der Großen Re- 
zession ca. 400 000 Arbeitsplätze Deutschland er- 
halten hat. Vergleichbar finden Balleer et al. (2016), 
dass in der Großen Rezession durch Kurzarbeit 
ca. 466 000 weniger Jobs weggefallen sind als in 
einem Szenario ohne Kurzarbeit. Die diskretio-
näre Entscheidung des Gesetzgebers, die maximale 
Bezugsdauer auf 24 Monate zu verlängern, habe 
hierbei allerdings keinen weiteren positiven Effekt 
erzeugt.2

Hingegen argumentieren Burda und Hunt (2011) 
sowie Boysen-Hogrefe und Groll (2010), dass Kurz-
arbeit lediglich eine untergeordnete Rolle während 
der Großen Rezession gespielt hat und der ausgeb-
liebene Anstieg der Arbeitslosigkeit vor allem auf den 
Einsatz von Arbeitszeitkonten bzw. Lohnzurückhal-
tung in der Zeit vor der Rezession zurückzuführen 
sei. Des Weiteren findet eine kleine Anzahl an Studien 
keinen kausalen Effekt von Kurzarbeit auf Beschäfti-
gung (z. B. Bellmann und Gerner 2011; Kruppe und 
Scholz 2014). 

2 Weitere Studien zum positiven Effekt von Kurzarbeit auf Beschäf-
tigung beinhalten z.B. Niedermayer und Tilly (2017) für Deutschland, 
Hijzen und Venn (2011) und Cahuc und Carcillo (2011) für verschie-
dene OECD-Staaten (inkl. Deutschland) sowie Cahuc et al. (2018) für 
Frankreich.
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